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Wirkungsbereich des Bundesministeriums für  
Landesverteidigung und Sport

Beteiligung Österreichs am Einsatz im Tschad

Das BMLVS konnte den Einsatz im Tschad trotz der im Vergleich zu 
bisherigen Auslandseinsätzen höheren Risiken gemäß seinen zeit-
lichen und personellen Planungen abschließen.

Die Informationen an den Ministerrat und an den Nationalrat 
enthielten geschätzte Entsendungskosten für den Tschad–Einsatz in 
Höhe von insgesamt rd. 45,96 Mill. EUR. Die Ausgaben für geplante 
Beschaffungen von einsatzrelevantem Gerät waren nicht enthalten. 

Im BMLVS fehlte zudem ein Gesamtüberblick über die tatsäch-
lichen Ausgaben für den Tschad–Einsatz. Gemäß Erhebungen des 
RH betrugen die Ausgaben des BMLVS für den Einsatz insgesamt 
rd. 54,06 Mill. EUR, davon rd. 12,05 Mill. EUR für Beschaffungen 
von einsatzrelevantem Gerät. Die Gesamtausgaben einschließlich 
Beschaffungen lagen somit um rd. 8,1 Mill. EUR über den Schät-
zungen in den Ministerratsvorträgen.

Bei den Beschaffungen selbst fehlten Prüfungen der Preisangemes-
senheit. Das BMLVS nahm damit allenfalls höhere Preise in Kauf.

Der Munitionsverbrauch im Einsatzraum war teilweise nicht nach-
vollziehbar; der Wert der Fehlbestände betrug rd. 250.000 EUR.

Ziel der Überprüfung war die Beurteilung der Beteiligung Österreichs 
am Einsatz im Tschad, insbesondere hinsichtlich der Ausgaben, der 
Planung und Umsetzung sowie der Evaluierung des Einsatzes. (TZ 1)

Prüfungsziel

KURZFASSUNG
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Im September 2007 beschloss der UN–Sicherheitsrat die Einrichtung 
der Mission MINURCAT1, um die Flüchtlingslager im Ost–Tschad 
und im Norden der Zentralafrikanischen Republik vor Übergriffen 
zu schützen. (TZ 3)

Eine über die Beistandspflicht zur EU hinausgehende Begründung 
des gesamtstaatlichen strategischen und politischen Interesses Öster-
reichs für eine Teilnahme am Tschad–Einsatz fehlte. (TZ 6)

Die österreichische Entscheidung für eine Beteiligung bzw. Ver-
längerung der Beteiligung am Einsatz im Tschad war nicht an die 
umfassende Sicherstellung grundlegender Anforderungen auf inter-
nationaler Ebene wie die medizinische Versorgung der Soldaten 
gebunden. (TZ 4)

Dem Ministerratsbeschluss vom April 2008 über die Verlängerung 
der Beteiligung am Tschad–Einsatz lag nicht — wie vorgesehen — 
eine nationale Evaluierung zugrunde. (TZ 5)

Das BMLVS konnte den Einsatz im Tschad trotz der im Vergleich 
zu bisherigen Auslandseinsätzen höheren Risiken gemäß seinen 
zeitlichen und personellen Planungen abschließen. Auf nationaler 
Ebene lagen jedoch keine Eventualfallplanungen vor, bei welchen 
Szenarien Österreich seine Teilnahme am Tschad–Einsatz für den 
Fall einer ungünstigen Entwicklung der Sicherheitssituation abbre-
chen würde. (TZ 7)

Militärstrategische Planungen

Das BMLVS war für einen kurzfristig umzusetzenden Auslandsein-
satz in Zentralafrika, der in dieser Form erstmalig durchgeführt 
wurde, materiell nicht ausreichend ausgerüstet, obwohl der Einsatz-
raum zu den militärstrategisch vorrangigen Regionen Österreichs für 
Auslandseinsätze zählte. Aufgrund der kurzfristigen Beschaffungen 
und des späten Zulaufs der Geräte erfolgte die Ausbildung an nicht 
erprobtem Gerät teilweise erst im Einsatzraum. (TZ 8)

1 UN–Mission in der Zentralafrikanischen Republik und im Tschad (Mission des Nations Unies 
en République Centrafricaine et au Tchad)

Ziele der Einsatz-
beteiligung

Entscheidungsprozess

Risiken des Tschad–
Einsatzes

Planung und Durch-
führung der Einsatz-
beteiligung
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Planung der Einsatzbeteiligung

Durch die rasche Einleitung der Planungen und der Vorbereitung 
des Tschad–Einsatzes durch das BMLVS lag die Einsatzbereitschaft 
des österreichischen Kontingents zeitgerecht vor. (TZ 9)

Kontingentsgröße und –struktur

Die Größen der österreichischen Kontingente von insgesamt bis zu 
240 Personen (EUFOR–Operation) bzw. bis zu 210 Personen (UN–
Mission MINURCAT) entsprachen den Festlegungen in den Minister-
ratsbeschlüssen. Allerdings betrug der Anteil der unterstützenden 
Kräfte bis zu rund zwei Drittel der jeweiligen Gesamtkontingente. 
(TZ 10)

Ausgaben Soll–/Ist–Vergleich

Die der Entscheidungsfindung über eine Beteiligung am Tschad–Ein-
satz zugrunde liegenden Planungsdokumente des BMLVS wiesen teil-
weise unvollständige Kostenschätzungen auf. Die Informationen an 
den Ministerrat und an den Nationalrat enthielten zwar geschätzte 
Entsendungskosten in Höhe von insgesamt rd. 45,96 Mill. EUR, 
jedoch ohne geplante Ausgaben für Beschaffungen von einsatzre-
levantem Gerät. Zudem ermöglichten die Angaben über voraussicht-
liche Entsendungskosten keinen Gesamtüberblick für die jeweils 
beschlossene Gesamteinsatzdauer. (TZ 13, 14)

Gemäß Erhebungen des RH beliefen sich die tatsächlichen Ausga-
ben des BMLVS für den Tschad–Einsatz auf rd. 54,06 Mill. EUR, 
davon rd. 12,05 Mill. EUR für Beschaffungen von einsatzrelevantem 
Gerät. (TZ 14)

Kostenrechnung

Das BMLVS hatte keinen Gesamtüberblick über die tatsächlichen 
Ausgaben für den Tschad–Einsatz, weil diese in zwei IT–Syste-
men teilweise doppelt, teilweise sachlich unrichtig und teilweise 
gar nicht erfasst wurden. Eine Vollkostenrechnung für Auslandsein-
sätze fehlte. (TZ 15)

Ausgaben im Zusam-
menhang mit der Ein-
satzbeteiligung
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Prüfung der Preisangemessenheit

Um die materielle Einsatzbereitschaft zu erreichen, waren Adaptie-
rungen von vorhandenen sowie die Beschaffung von neuen Gerä-
ten erforderlich. Die kurzfristigen Beschaffungen erfolgten ohne 
Vergaben im Wettbewerb. Das BMLVS führte keine Überprüfungen 
der Preisangemessenheit, etwa in Form von Vergleichsangeboten, 
durch und nahm damit allenfalls höhere Preise in Kauf. Insgesamt 
fielen Beschaffungen von einsatzrelevantem Gerät in Höhe von 
rd. 12,05 Mill. EUR an. (TZ 16)

Adaptierung von Luftfahrzeugen

Das BMLVS ließ Luftfahrzeuge für eine allfällige Verwendung im 
Tschad adaptieren. Die Ausgaben dafür und für die Beschaffung von 
Zusatzausstattung beliefen sich auf rd. 1,08 Mill. EUR. Erst nach 
der Adaptierung entschied sich das BMLVS im Mai 2008, den Ein-
satz ohne Luftfahrzeuge durchzuführen. (TZ 17)

Modifikation von Fahrzeugen

Die Modifikation von Heeresfahrzeugen der Type „Puch G“ für den 
Tschad–Einsatz erfolgte beim ursprünglichen Fahrzeughersteller, 
wofür Ausgaben von rd. 936.000 EUR (davon rd. 260.000 EUR 
für Ersatzteile) anfielen. Heereseigene Ressourcen wurden für den 
Umbau nur sehr eingeschränkt herangezogen. (TZ 18)

Beschaffung von Informations– und Kommunikationstechnologie

Bei der Beschaffung von 53 gehärteten Notebooks um rd. 349.000 EUR 
war die Festlegung des Bedarfs und der unterschiedlichen Fabrikate 
nicht nachvollziehbar. (TZ 19)

Im November 2007 beschaffte das BMLVS 60 Multibandhand-
funkgeräte um rd. 606.000 EUR. Als Liefertermin wurde der 
30. April 2008 vereinbart. Die Lieferung erfolgte Ende Juni 2008. 
Im August 2008 erklärte das BMLVS seinen Rücktritt vom Vertrag 
wegen mangelhafter Lieferung und forderte die vertraglich vorge-
sehene Vertragsstrafe ein. In weiterer Folge wurden die beanstan-
deten Mängel innerhalb der vom BMLVS gesetzten Nachfrist von 
35 Tagen behoben. Ende September 2008 wurden die Geräte end-
gültig an das BMLVS geliefert; die Vertragsstrafe wurde vom Kauf-

Beschaffungen
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preis abgezogen. Ende Oktober 2008, also neun Monate nach Ein-
satzbeginn, übergab das BMLVS die Geräte an die Truppe. (TZ 20)

Transporte

Der Transport von Personen und Geräten in den Einsatzraum erfolgte 
auf dem Luftweg durch heereseigene bzw. angemietete Flugzeuge. 
Kostengünstigere Transporte auf dem Seeweg bzw. internationale 
Kooperationen wurden lediglich für einen Transport realisiert. 
Andere teilnehmende Staaten wickelten den Transport zumindest 
teilweise auf dem kostengünstigeren Seeweg ab; so führten die Nie-
derlande den Transport in Kooperation mit Irland auf dem Seeweg 
durch. Die Transportausgaben beliefen sich auf rd. 8,93 Mill. EUR 
(rd. 21 % der Ausgaben für den Tschad–Einsatz ohne Beschaf-
fungen). (TZ 21)

Verbrauch und Lagerung von Munition

Der Munitionsverbrauch im Einsatzraum war nur teilweise doku-
mentiert und daher nicht nachvollziehbar; der Wert der Fehlbe-
stände betrug rd. 250.000 EUR. Zudem musste Munition wegen 
mangelhafter Lagerung entsorgt werden; der dadurch verursachte 
finanzielle Schaden wurde vom BMLVS mit rd. 30.000 EUR bewer-
tet. (TZ 22)

Flugrettung

Das BMLVS schloss einen Vertrag mit einer privaten Unternehmung 
für den Rücktransport erkrankter oder verletzter Soldaten ab. Laut 
Vertrag war der Rücktransport mit dieser Unternehmung in Krisen-
situationen nicht sichergestellt. Der Vertrag wurde mit einjähriger 
Verspätung rückwirkend verlängert, wofür rd. 396.000 EUR anfie-
len. Zudem nahm das BMLVS die vertraglich vereinbarten Rückhol-
leistungen teilweise nicht in Anspruch. Die Gesamtausgaben für die 
Versicherung beliefen sich auf rd. 1,63 Mill. EUR. (TZ 23)

Weitere Ausgaben-
positionen
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Satellitengebühren

Das BMLVS zahlte insgesamt rd. 1,58 Mill. EUR für die Nutzung von 
Satellitenverbindungen im Tschad. Ein im Oktober 2007 abgeschlos-
sener Vertrag war wegen der hohen Gebühren ungünstig; zudem 
wurden strikte und eindeutige Bestimmungen für dienstliche und 
private Nutzung verspätet festgelegt. Weil die Ein–Kanal–Satelliten-
verbindungen auch für die Übertragung von größeren Datenmen-
gen aus dem Internet genutzt wurden, fielen beim BMLVS monat-
liche Gebühren von bis zu 216.000 EUR an. (TZ 24)

Truppenbesuche

Für Truppenbesuche verbrachten rd. 90 Bedienstete des BMLVS 
insgesamt rd. 820 Tage im Tschad, wofür Auslandszulagen sowie 
Flug– und Hotelkosten in Höhe von rd. 311.000 EUR anfielen. Laut 
Hauptquartier der EUFOR–Operation in Paris wurde die Besucher-
politik Österreichs im Einsatzraum im Verhältnis zur Kontingents-
stärke als unverhältnismäßig wahrgenommen. (TZ 25)

Personalrekrutierung

Für den Tschad–Einsatz ergaben sich aufgrund des Freiwilligkeits-
prinzips Probleme bei der Rekrutierung in den Bereichen Sanität, 
Führungsunterstützung und Wirtschaftsversorgung. Obwohl von 
2008 bis 2010 durchschnittlich 171 Militärärzte im Personalstand 
des BMLVS waren, konnte das BMLVS für den Tschad–Einsatz ledig-
lich 18 von 35 eingesetzten Ärzten (rd. 51 %) aus dem eigenen Per-
sonalstand aufbringen. Da sich auch aus dem Miliz– und Reservebe-
reich lediglich elf Ärzte fanden, nahm das BMLVS sechs zivile Ärzte 
unter Vertrag, wofür Mehrausgaben von rd. 130.000 EUR anfielen. 
Die Militärärzte sahen sich auch aufgrund fehlender notfallmedi-
zinischer Routine nicht in der Lage, den medizinischen Auftrag in 
einem gefährdeten Umfeld erfüllen zu können. (TZ 27)

Personalmanagement und –controlling

Im BMLVS fehlten zentrale Aufzeichnungen von Personalkennzahlen 
über Auslandseinsätze für Steuerungszwecke wie z.B. das Verhält-
nis von Aktiv– zu Milizpersonen bei Entsendungen sowie der Anteil 
zurückgezogener freiwilliger Meldungen nach der Einberufung zu 
einem Auslandseinsatz. (TZ 28)

Personalangelegen-
heiten
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Einsatzvorbereitung des entsendeten Personals

Die Einsatzvorbereitung für den Tschad–Einsatz in Österreich dau-
erte bei rd. 24 % der entsendeten Soldaten länger als die vorgese-
henen acht Wochen, teilweise sogar bis zu rd. 27 Wochen. Dabei 
nahmen in 92 Fällen Soldaten, die mehrfach in den Tschad entsen-
det wurden, auch mehrfach an der Einsatzvorbereitung in Öster-
reich teil. Weitere 76 Soldaten absolvierten die Einsatzvorberei-
tung, ohne entsendet zu werden. Dem BMLVS entstand dadurch ein 
Mehraufwand von insgesamt rd. 341.000 EUR für Auslandszula-
gen, die gemäß Auslandszulagen– und –hilfeleistungsgesetz wäh-
rend der Einsatzvorbereitung anfielen. (TZ 29)

Befugnisse im Auslandseinsatz

Ein Entwurf des BMLVS vom Mai 2010 zur Änderung des Auslandsein-
satzgesetzes sah vor, eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage für 
die Anwendung allfälliger Zwangsbefugnisse durch österreichische 
Organe, die in die Rechte Dritter eingreifen, bei Auslandseinsätzen 
zu schaffen. Mit dem Entwurf waren nur entsendete Soldaten erfasst. 
Eine interministerielle Abstimmung fehlte. (TZ 30)

Dokumentation

Die Richtlinien des BMLVS für die Führung von Kommandota-
gebüchern und Einsatzjournalen aus 1986 waren veraltet. Beim 
Tschad–Einsatz war das im Einsatzraum geführte Kommandotage-
buch unvollständig. Die Eintragungen erfolgten nicht — wie gefor-
dert — täglich; so lagen in den Monaten Mai und September 2009 
nur an jeweils fünf Tagen Eintragungen vor. Die formale Gestal-
tung und inhaltliche Auswertung entsprach nicht den Vorgaben und 
Zweckbestimmungen der Richtlinien. Zudem wiesen die nationalen 
Einsatzbefehle keine konkreten Vorgaben für die Einsatzdokumen-
tation auf. (TZ 32)

Evaluierung 

Der Evaluierungsprozess war im BMLVS bis Jänner 2011 noch nicht 
abgeschlossen. Standardisierte Vorgaben für eine systematische Aus-
wertung von Auslandseinsätzen wurden erst im März 2009 und 
somit über ein Jahr nach Beginn des Einsatzes verfügt. Ein Konzept 
für die Einsatzauswertung mit Zuständigkeiten und Verantwortlich-

Evaluierung des 
Tschad–Einsatzes
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keiten lag erst im Entwurf vor. Im Intranet–Informationsportal des 
BMLVS waren die heeresinternen Auswertungen zum Tschad–Ein-
satz noch nicht erfasst. (TZ 33)

Einsatznachbereitung des entsendeten Personals

Erkenntnisse und Auswertungen aus der Einsatznachbereitung mit 
den zurückgekehrten Soldaten verwendete das BMLVS nicht syste-
matisch weiter. (TZ 34)

Kenndaten zur Beteiligung Österreichs am Tschad–Einsatz
Rechtliche Grundlagen Art. 23j Bundesverfassungsgesetz (B–VG)

Wehrgesetz 2001, BGBl. I Nr. 146/2001 i.d.g.F.
Bundesverfassungsgesetz über Kooperation und Solidarität bei der Entsendung 
von Einheiten und Einzelpersonen in das Ausland, BGBl. I Nr. 38/1997 i.d.g.F.
Auslandseinsatzgesetz 2001, BGBl. I Nr. 55/2001 i.d.g.F.
Auslandszulagen– und –hilfeleistungsgesetz, BGBl. I Nr. 66/1999 i.d.g.F.

Ausgaben des BMLVS im Zusammenhang mit 
dem Tschad–Einsatz in Mill. EUR

Gesamtaufwand 54,06

Personalaufwand1 15,77

Sachaufwand 38,29

davon Beschaffungen für einsatzrelevantes Gerät 12,05

Personalentsendungen EUFOR–Operation UN–Mission MINURCAT

Anzahl2

Gesamtzahl 1.194 460

davon

– Aktivpersonal (in %)3 1.102 (92,29 %) 365 (79,35 %)

– Milizpersonal (in %)4 88 (7,37 %)  92 (20,00 %)

– ziviles Personal (in %)5 4 (0,34 %)   3 (0,65 %)
1 Personalaufwand ohne Grundbezüge
2  umfasst sämtliche Entsendungen in den Einsatzraum (teilweise Mehrfachzählungen der insgesamt 950 einberufenen 

Personen aufgrund von Mehrfachentsendungen); inklusive temporärer kurzzeitiger Entsendungen (z.B. bei Piloten)
3 im Personalstand des BMLVS
4  Wehrpflichtige des Milizstandes sind jene, die den Grundwehrdienst vollständig geleistet haben und nicht in den 

Reservestand versetzt oder übergetreten sind
5 Personen mit befristeten Dienstverträgen
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Chronologie des Tschad–Einsatzes

25. September 2007 UN–Resolution 1778 über die Einrichtung einer UN–Mission (Mission MINURCAT) 
in der Zentralafrikanischen Republik und im Tschad für einen Zeitraum von einem 
Jahr ab der ersten Einsatzbereitschaft1, bestehend aus einer militärischen, einer 
polizeilichen und einer zivilen Komponente

10. Oktober 2007 Ministerratsbeschluss über die beabsichtigte Teilnahme Österreichs an der 
militärischen EUFOR–Operation im Tschad

15. Oktober 2007 Gemeinsame Aktion des EU–Rates über eine militärische EUFOR–Operation in der 
Zentralafrikanischen Republik und im Tschad für einen Zeitraum von einem Jahr 
ab der ersten Einsatzbereitschaft (Überbrückungsoperation für die militärische 
Komponente der UN–Mission MINURCAT)

7. November 2007 Ministerratsbeschluss über die Entsendung eines österreichischen Kontingents 
bis vorerst 30. Juni 2008 in den Tschad2

21. Jänner 2008 Formelle Einmeldung der österreichischen Beteiligung bei der EU

28. Jänner 2008 EU–Ratsbeschluss über die Einleitung der EUFOR–Operation

29. Jänner 2008 Verlegung des österreichischen Vorauskommandos in den Tschad

Februar/März 2008 Verlegung des österreichischen Hauptkontingents in den Tschad

15. März 2008 Erste Einsatzbereitschaft der EUFOR–Operation 

30. April 2008 Ministerratsbeschluss über die Fortsetzung der Entsendung eines österreich i-
schen Kontingents bis vorerst 31. Dezember 2008 und die Entsendung zusätz-
lichen Personals2

15. September 2008 Volle Einsatzbereitschaft der EUFOR–Operation 

29. Oktober 2008 Ministerratsbeschluss über die Fortsetzung der Entsendung eines österreichischen 
Kontingents bis vorerst 31. Mai 20092

14. Jänner 2009 UN–Resolution 1861 über den Autoritätsübergang von der EUFOR–Operation auf 
die militärische Komponente der Mission MINURCAT am 15. März 2009 und die 
Verlängerung der Mission MINURCAT bis 15. März 2010 (um ein weiteres Jahr)

17. Februar 2009 Ministerratsbeschluss über die Entsendung eines österreichischen 
Logistikkontingents im Rahmen der UN–Mission MINURCAT bis 15. März 2010 in 
den Tschad2

15. März 2009 Autoritätsübergang von der EU–geführten EUFOR–Operation auf die militärische 
Komponente der Mission MINURCAT unter UN–Leitung

Dezember 2009 Rückverlegung des überwiegenden Teils des österreichischen Kontingents

15. März 2010 Beendigung der österreichischen Beteiligung am Tschad–Einsatz
1  „Einsatzbereitschaft“ bedeutet, dass militärische Kräfte und Geräte für die sofortige Erfüllung militärischer Aufgaben 

vorbereitet sind und bereitstehen.
2 Zu diesen Ministerratsbeschlüssen lag jeweils das Einvernehmen des Hauptausschusses des Nationalrates vor.
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 1 Der RH überprüfte von Oktober bis November 2010 die Gebarung des 
BMLVS betreffend die Teilnahme Österreichs am Einsatz im Tschad 
von Jänner 2008 bis März 2010. Ziel der Überprüfung war, die Aus-
gaben, die Planung und Umsetzung sowie die Evaluierung des Ein-
satzes zu beurteilen.

Zu dem im Juni 2011 übermittelten Prüfungsergebnis nahm das BMLVS 
im September 2011 Stellung. Der RH erstattete seine Gegenäußerung 
im Oktober 2011. 

 2 Das Österreichische Bundesheer nahm seit 1960 im Rahmen von Mis-
sionen der UN, OSZE, NATO–Partnership for Peace2 und der EU an 
internationalen militärischen Einsätzen teil.

Die Entsendung österreichischer Soldaten zu internationalen Einsät-
zen erfolgt durch Dienststellen des BMLVS. Einer solchen Entsendung 
hat gemäß § 2 des „Bundesverfassungsgesetzes über Kooperation und 
Solidarität bei der Entsendung von Einheiten und Einzelpersonen in 
das Ausland“ eine politische Entscheidungsbildung im Ministerrat im 
Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates zugrunde 
zu liegen. Dazu erstellt das BMLVS gemeinsam mit dem BMeiA Ent-
würfe von Ministerratsvorträgen, die in der Folge durch den Bundes-
minister für europäische und internationale Angelegenheiten im Minis-
terrat eingebracht werden.

 3 Im September 2007 beschloss der UN–Sicherheitsrat die Resolution 1778 
über die Einrichtung der Mission „MINURCAT“3 in der Zentralafrika-
nischen Republik und im Tschad. Nach UN–Schätzungen forderte der 
seit dem Jahr 2003 bestehende „Darfur–Konflikt“ im West–Sudan mehr 
als 300.000 Menschenleben und führte zu mehr als 2,7 Mill. Flücht-
lingen und Vertriebenen. Der Konflikt weitete sich auch auf die Nach-
barstaaten des Sudan, insbesondere den Tschad und die Zentralafrika-
nische Republik aus und bewirkte eine zunehmende Destabilisierung 
der Region. Schutz und Hilfe benötigten neben der Zivilbevölkerung 
vor allem die von internationalen Hilfsorganisationen betreuten Flücht-
lingslager.

2 Partnership for Peace (PfP): Militärische Zusammenarbeit der NATO mit Nicht–NATO–Mit-
gliedern

3 UN–Mission in der Zentralafrikanischen Republik und im Tschad (Mission des Nations Unies 
en République Centrafricaine et au Tchad)
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Die UN–Mission umfasste eine zivile, eine polizeiliche und eine mili-
tärische Komponente. Die militärische Komponente der UN–Mission 
MINURCAT nahm zunächst die EU–geführte Überbrückungsoperation 
„EUFOR TCHAD/RCA“4 im Rahmen der Europäischen Sicherheits– und 
Verteidigungspolitik wahr. Ihre Aufgabe war die Sicherung eines weit-
läufigen Einsatzgebiets im Ost–Tschad und im Norden der Zentralaf-
rikanischen Republik, nicht jedoch der Flüchtlingslager, für die die 
tschadische Polizei zuständig war. Die zivile Komponente der UN–
Mission MINURCAT betraf die Förderung der Rechtsstaatlichkeit, der 
Menschenrechte und zivile Angelegenheiten. Die polizeiliche Kom-
ponente umfasste vor allem Ausbildungsmaßnahmen für tschadische 
Polizeikräfte. Die humanitären Hilfeleistungen für die Flüchtlinge nah-
men NGOs wahr. Die EUFOR–Operation war auf ein Jahr ab Vorliegen 
der ersten Einsatzbereitschaft5 beschränkt, um in Folge von UN–Frie-
denstruppen übernommen zu werden (militärische Überbrückungs-
operation). 

Zunächst plante die EU, die erste Einsatzbereitschaft für die EUFOR–
Operation Ende Dezember 2007 und die volle Einsatzbereitschaft im 
Mai 2008 zu erreichen. Die Verhandlungen über die Truppenstellung 
auf europäischer Ebene waren jedoch erst Mitte Jänner 2008 abge-
schlossen. Aufgrund der Verzögerungen im europäischen Entschei-
dungsprozess lag die erste Einsatzbereitschaft der EUFOR–Opera-
tion erst am 15. März 2008 und die volle Einsatzbereitschaft erst am 
15. September 2008 vor. 

Am 15. März 2009 beendete die EU ihre EUFOR–Operation und über-
gab das Kommando an den Befehlshaber der UN–Truppen der Mis-
sion MINURCAT.

 4.1 Österreich beteiligte sich im Rahmen des Tschad–Einsatzes insgesamt 
rund zwei Jahre sowohl an der EUFOR–Operation von Jänner 2008 bis 
März 2009 als auch bis März 2010 an der daran anschließenden UN–
Mission MINURCAT. 

(1) EUFOR–Operation: Im November 2007 beschloss der Ministerrat 
im Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates die Teil-
nahme österreichischer Truppen an der EUFOR–Operation. Dabei wurde 
die Entsendung eines Kontingentskommandos, bestehend insbesondere 
aus Spezialeinsatzkräften, Unterstützungskräften sowie einem sanitäts-

4 EUFOR–Operation im Tschad und in der Zentralafrikanischen Republik (European Union 
Force au Tchad et en République Centrafricaine)

5 „Einsatzbereitschaft“ bedeutet, dass militärische Kräfte und Geräte für die sofortige Erfül-
lung militärischer Aufgaben vorbereitet sind und bereitstehen.

Entscheidung für die 
Teilnahme Österreichs
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dienstlichen Element, festgelegt. Im Ministerratsbeschluss war die Teil-
nahme der österreichischen Truppen nicht an das Vorliegen bestimm-
ter internationaler Rahmenbedingungen wie z.B. die Sicherstellung 
der medizinischen Versorgung der Soldaten geknüpft (siehe TZ 27). 
Zu diesem Zeitpunkt fehlten auf europäischer Ebene für die Opera-
tion noch taktische Lufttransportkapazitäten, Sanitätshubschrauber 
sowie ein Feldspital. 

Laut BMLVS hatte Irland hingegen seine Teilnahme am EUFOR–Ein-
satz zwar im nationalen Parlament beschlossen, dies jedoch an die 
Bedingung geknüpft, dass die notwendigen durchführungskritischen 
und noch fehlenden Einsatzelemente auf europäischer Ebene zur Ver-
fügung gestellt würden. 

(2) UN–Mission MINURCAT: Dem Ersuchen der UN um eine Teilnahme 
Österreichs an der Folgemission MINURCAT wurde mit Ministerrats-
beschluss vom Februar 2009 im Einvernehmen mit dem Hauptaus-
schuss des Nationalrates entsprochen. Dabei wurde die Entsendung 
eines österreichischen Logistikkontingents mit Sicherungselement fest-
gelegt. Die Beschlussfassung über die Beteiligung Österreichs an der 
UN–Mission MINURCAT erfolgte, ohne diese Teilnahme vom Vorlie-
gen ausreichender Lufttransportkapazitäten für die medizinische Ver-
sorgung der Soldaten abhängig zu machen.

Die UN–Mission MINURCAT begann im März 2009. Die — nach nati-
onalen Grundsätzen geforderte — medizinische Evakuierungsmöglich-
keit war jedoch bis Anfang Mai 2009 wegen fehlender militärischer 
Lufttransportkapazitäten im Rahmen der UN–Mission nicht sicherge-
stellt. Daher konnte das österreichische Kontingent in dieser Zeit seine 
primäre Aufgabe, die Durchführung und Sicherung von Transporten, 
nicht wahrnehmen. 

 4.2 Der RH wies darauf hin, dass die österreichische Entscheidung für 
eine Teilnahme an der EUFOR–Operation (Ministerratsbeschluss vom 
November 2007) bzw. für eine Teilnahme an der UN–Mission MINUR-
CAT (Ministerratsbeschluss vom Februar 2009) erfolgte, ohne diese an 
die Sicherstellung grundlegender Anforderungen wie die medizinische 
Versorgung der Soldaten auf internationaler Ebene zu binden.

Der RH empfahl daher, in den Beschlüssen für die Beteiligung an Aus-
landseinsätzen die Bedingung zur Sicherstellung wesentlicher Rah-
menbedingungen wie die medizinische Versorgung der Soldaten auf 
internationaler Ebene vorzusehen.
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 4.3 Laut Stellungnahme des BMLVS seien wesentliche Rahmenbedingungen 
für die medizinische Versorgung auf internationaler Ebene seit jeher vor-
gesehen und auch im Rahmen des neuen Sanitätskonzepts vom Juni 2011 
festgeschrieben. Darüber hinaus verfüge das Bundesheer mittlerweile 
über ein funktionsfähiges strategisches AEROMEDEVAC–System, das 
auch in der Lage sei, derartige Einsatzräume abzudecken.

 5.1 Gemäß dem ersten Ministerratsbeschluss vom Oktober 2007 über die 
beabsichtigte Teilnahme Österreichs an der EUFOR–Operation sollte bei 
einer allfälligen Verlängerung der — zunächst auf sechs Monate festge-
legten — Einsatzdauer insbesondere auch der Evaluierungsbericht des 
UN–Generalsekretärs berücksichtigt werden, der nach sechs Monaten 
vorliegen sollte. Der Ministerratsbeschluss vom November 2007 über 
die Teilnahme nahm hingegen eine nationale Evaluierung etwa ein 
halbes Jahr nach Einsatzbeginn in Aussicht.

Für den Beschluss des Ministerrates vom April 2008 über die Verlän-
gerung der Teilnahme an der EUFOR–Operation fehlte die vorgesehene 
nationale Evaluierung. Der Evaluierungsbericht des UN–Generalsekre-
tärs lag erst im September 2008 vor. 

 5.2 Der RH stellte fest, dass der nationalen Beschlussfassung vom April 2008 
über die Verlängerung der österreichischen Beteiligung an der EUFOR–
Operation bis Ende 2008 nicht — wie vorgesehen — internationale bzw. 
nationale Evaluierungen zugrunde lagen, und empfahl, Evaluierungen 
für die Beurteilung der Verlängerung von Auslandseinsätzen künftig 
durchzuführen.

 5.3 Laut Stellungnahme des BMLVS sei das Konzept „Lessons Learned und 
Einsatzerfahrungen“ in Bearbeitung, das die Grundlage für den Auf-
bau und die Entwicklung einer „Lessons Learned–Fähigkeit“ im Öster-
reichischen Bundesheer bilde und interoperabel mit den in der NATO 
und der EU angewandten Prozessen sei.

 6.1 (1) Internationale Ebene: Gemäß UN–Mandat beabsichtigte die UN–
Mission MINURCAT, Sicherheitsbedingungen zu schaffen, die eine frei-
willige, sichere und dauerhafte Rückkehr der Flüchtlinge und Binnen-
vertriebenen begünstigen sollten. Ziel der EUFOR–Operation war dabei 
die nachhaltige Schaffung eines sicheren und geschützten Umfeldes. 
Nähere Konkretisierungen der Ziele fehlten.

Ziele des Tschad–
Einsatzes
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Gemäß den periodischen Berichten des UN–Generalsekretärs entwi-
ckelte sich die Anzahl der Flüchtlinge im Tschad von Dezember 2006 
bis Oktober 2010 wie folgt: Die Anzahl der Flüchtlinge aus dem Sudan 
stieg um rd. 13 % auf 262.000 Personen, die Anzahl der Flüchtlinge aus 
der Zentralafrikanischen Republik um rd. 42 % auf 68.000 Personen 
und die Anzahl der intern Vertriebenen um rd. 83 % auf 168.000 Per-
sonen. Insgesamt erhöhte sich in diesem Zeitraum die Gesamtzahl an 
Flüchtlingen und Vertriebenen im Tschad um 34 % auf 498.000 Per-
sonen. 

(2) Nationale Ebene: Das BMLVS und das BMeiA begründeten in den 
für die politische Entscheidungsfindung vorbereiteten Ministerrats-
vorträgen die Teilnahme Österreichs an der EUFOR–Operation mit der 
aktiven und solidarischen Mitwirkung an der Europäischen Sicher-
heits– und Verteidigungspolitik und mit der zunehmenden Stabilisie-
rungsaufgabe der EU in Afrika. Nationale Interessenslagen wie z.B. 
wirtschaftliche Interessen waren nicht definiert.

Im BMLVS lag ein Entwurf für ein gesamtstaatliches Auslandsein-
satzkonzept (Expertenbericht) vor, in dem auch nationale Interessen 
für Auslandseinsätze dargestellt waren. Neben den Politikbereichen 
Außen–, Sicherheits– und Verteidigungspolitik wurde z.B. auch auf 
Aspekte der Entwicklungspolitik, Außenwirtschafts–, Energie– und 
Umweltpolitik verwiesen. 

 6.2 Nach Ansicht des RH fehlte eine über die Beistandspflicht zur EU 
hinausgehende Begründung des gesamtstaatlichen strategischen und 
politischen Interesses Österreichs für die Teilnahme am Tschad–Ein-
satz. Der RH wiederholte daher seine bereits im Bericht zu den Interna-
tionalen Einsätzen im Rahmen der „Petersberg–Aufgaben“ getroffene 
Empfehlung, vor jeder militärischen Ersteinsatzbeteiligung Österreichs 
ein gesamtstaatliches Interesse auszuformulieren (Reihe Bund 2006/11, 
TZ 13). Weiters regte er an, ein gesamtstaatliches Auslandseinsatzkon-
zept zu erstellen und ressortübergreifend abzustimmen.

 6.3 Laut Stellungnahme des BMLVS liege die Kernkompetenz für die Staats-
aufgabe „Europäische Sicherheits– und Verteidigungspolitik“ außerhalb 
seines Kompetenzbereiches. Das BMLVS werde aber auch in Zukunft 
unterstützend zur Verfügung stehen.

 6.4 Der RH entgegnete, dass er dem BMLVS bereits in seinem Bericht 
über die „Militärischen Vertretungen im Ausland“ empfohlen hatte, 
die im Regierungsprogramm für die XXIV. Gesetzgebungsperiode 
vom November 2008 vorgesehenen sicherheitspolitischen Konzept-
entwürfe — einschließlich eines gesamtstaatlichen Auslandseinsatz-
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konzepts — rasch fertigzustellen und ressortübergreifend abzustimmen 
(Reihe Bund 2011/4, TZ 6). In diesem Sinne wäre auch vor jeder mili-
tärischen Ersteinsatzbeteiligung Österreichs ein gesamtstaatliches Inte-
resse einschließlich sicherheits– und verteidigungspolitischer Aspekte 
auszuformulieren, um die entsprechenden Fähigkeiten zielorientiert 
und kosteneffizient zu entwickeln, einzusetzen und in weiterer Folge 
zu evaluieren.

 7.1 Das BMLVS schätzte die Bedrohungslage für die eigenen Truppen im 
Tschad bis Mitte 2008 als hoch und danach als mittel bis leicht erhöht 
ein. Neben den geografischen und klimatischen Besonderheiten6 des 
Landes bestand beim Tschad–Einsatz vor allem die Gefahr, direkt oder 
indirekt in Kampfhandlungen bzw. Übergriffe durch Rebellen oder 
marodierende Räuberbanden verwickelt zu werden. Angriffen sollte 
entsprechend militärisch begegnet werden („robustes Mandat“).

Ein „robustes Mandat“ erlaubt im Sinne des Kapitels VII (Artikel 42) 
der UN–Charta den eingesetzten „Luft–, See– oder Landstreitkräften die 
zur Wahrung oder Wiederherstellung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit erforderlichen Maßnahmen“. Dies bedeutet, dass 
eine abgesicherte Rechtsbasis zum Einsatz von Waffen zur Selbstver-
teidigung, zur Verteidigung der UN–Mission und von Zivilisten durch 
die UN–Friedenstruppen existiert.

Auf EU–Ebene wurden keine strategischen Reservetruppen für die 
EUFOR–Operation und keine Eventualfallplanungen für den Fall einer 
ungünstigen Entwicklung der Sicherheitssituation deklariert. Auch auf 
nationaler Ebene lagen keine Eventualfallplanungen vor, bei welchen 
Szenarien Österreich seine Teilnahme am Tschad–Einsatz abbrechen 
würde. 

 7.2 Das BMLVS konnte den Einsatz im Tschad trotz der im Vergleich zu 
bisherigen Auslandseinsätzen höheren Risiken gemäß seinen zeitlichen 
und personellen Planungen abschließen. Der RH empfahl, bereits bei 
der Beschlussfassung für Auslandseinsätze, insbesondere bei jenen mit 
höherem Gefährdungspotenzial, nationale Eventualfallplanungen vor-
zusehen.

 7.3 Das BMLVS nahm die Empfehlung des RH zur Kenntnis. In seiner Stel-
lungnahme verwies es darauf, dass Eventualfallplanungen sowohl im 
Operationshauptquartier in Paris als auch im Einsatzraum durchge-
führt worden seien.

6 1.284.000 km2 Flächenausdehnung, Wüstenklima (4 bis 50 Grad Celsius, Regenzeit), gesund-
heitliche Gefährdungen (Malaria, Sonne, Insekten, etc.)

Risiken des Tschad–
Einsatzes
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 7.4 Der RH entgegnete, dass sich seine Empfehlung darauf bezogen hatte, 
bei der Beschlussfassung für Auslandseinsätze — insbesondere bei jenen 
mit höherem Gefährdungspotenzial — Eventualfallplanungen auf nati-
onaler Ebene vorzusehen. 

 8.1 Gemäß dem Auslandseinsatzkonzept des BMLVS aus dem Jahr 2005 
zählte der für den Tschad–Einsatz vorgesehene Einsatzraum „Zentralaf-
rika“ — nach der Balkan–Region — zu den militärstrategisch vorran-
gigen Regionen für Auslandseinsätze. Dennoch war das BMLVS für 
einen kurzfristig umzusetzenden Auslandseinsatz in Zentralafrika, der 
in dieser Form erstmalig durchgeführt wurde, zum Zeitpunkt der poli-
tischen Entscheidungsfindung materiell nicht ausreichend ausgerüstet. 
Aufgrund der kurzfristigen Beschaffungen und des späten Zulaufs der 
Geräte erfolgte die Ausbildung an nicht erprobtem einsatzrelevanten 
Gerät teilweise erst im Einsatzraum (siehe TZ 16 ff).

 8.2 Der RH empfahl, die materiellen Rahmenbedingungen für Auslandsein-
sätze gemäß den militärstrategischen Prioritäten des BMLVS zu opti-
mieren.

 8.3 Laut Stellungnahme des BMLVS sei es laufend um Optimierungen 
innerhalb des gegebenen Ressourcenrahmens bemüht.

 9.1 Im August 2007 begann das BMLVS mit den Planungen für den Tschad–
Einsatz. Die erste heeresinterne Planungsweisung erging bereits im 
September 2007; zu diesem Zeitpunkt lagen die Beschlüsse des UN–
Sicherheitsrates und des EU–Rates sowie nationale Ministerrats– bzw. 
Parlamentsbeschlüsse hinsichtlich des Tschad–Einsatzes noch nicht 
vor. 

Da die EU die erste Einsatzbereitschaft für die EUFOR–Operation zunächst 
für Ende Dezember 2007 vorgesehen hatte, plante das BMLVS, Ende 
November 2007 ein Vorauskommando in den Tschad zu entsenden und 
schloss seine planerischen Vorbereitungen zeitgerecht ab.

Aufgrund der Verzögerungen im europäischen Entscheidungsprozess 
wurde das österreichische Vorauskommando (15 Personen) erst mit 
zwei Monaten Verspätung, nämlich am 29. Jänner 2008, in den Ein-
satzraum entsendet. Die Verlegung des österreichischen Hauptkon-
tingents und der Geräte in den Einsatzraum erfolgte überwiegend im 
Februar und März 2008. 

Militärstrategische 
Planungen

Planung und Durchführung der Einsatzbeteiligung

Planung der Einsatz-
beteiligung
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Der RH stellte fest, dass das BMLVS die Planungen für die Beteiligung 
eines österreichischen Kontingents am Tschad–Einsatz bereits vor den 
entsprechenden Beschlussfassungen auf internationaler und nationa-
ler Ebene eingeleitet hatte bzw. vor Beendigung des Planungsprozesses 
auf europäischer Ebene abgeschlossen hatte, um einen rechtzeitigen 
Einsatzbeginn sicherzustellen.

 9.2 Der RH anerkannte die rasche Einleitung der Planungen und der Vor-
bereitung des Tschad–Einsatzes durch das BMLVS, so dass die Ein-
satzbereitschaft des österreichischen Kontingents zeitgerecht vorlag.

 10.1 Gemäß den dem Tschad–Einsatz zugrunde liegenden Ministerratsbe-
schlüssen war für die österreichische Teilnahme an der EUFOR–Ope-
ration die Entsendung eines Kontingents von bis zu 160 Personen, 
für den Folgeeinsatz im Rahmen der UN–Mission MINURCAT von bis 
zu 130 Personen, vorgesehen. Darüber hinaus war die temporäre Ent-
sendung von bis zu 50 Personen für Auf– und Abbauarbeiten für die 
Unterbringung und von bis zu 30 Personen für Spezialaufgaben wie 
z.B. Transportleistungen im Rahmen der Folgeversorgung, somit ins-
gesamt bis zu 240 Personen (EUFOR–Operation) bzw. bis zu 210 Per-
sonen (UN–Mission MINURCAT) möglich. 

Bei den österreichischen Kontingenten wurden die in den Ministerrats-
beschlüssen festgelegten Größen eingehalten. Der Anteil der unterstüt-
zenden Kräfte7 betrug bei der EUFOR–Operation jedoch bis zu rund 
zwei Drittel und bei der UN–Mission MINURCAT rund die Hälfte des 
Gesamtkontingents.

 10.2 Der RH wies darauf hin, dass bei den österreichischen Kontingenten 
der Anteil der unterstützenden Kräfte bis zu zwei Drittel der jeweiligen 
Gesamtkontingente betrug.8 Er empfahl daher, aus Kostengründen die 
Kontingentsgröße und –struktur für künftige Auslandseinsätze insbe-
sondere in Hinblick auf den Anteil der Unterstützungskräfte im inter-
nationalen Vergleich laufend zu evaluieren und zu optimieren.

 10.3 Laut Stellungnahme des BMLVS würden die Beobachtungen und Ein-
satzerkenntnisse seit dem Kalenderjahr 2010 einer systematischen Aus-
wertung auf Ebene Streitkräfteführungskommando und BMLVS unter-
zogen.

7 einschließlich Stabs– bzw. Verbindungspersonal, jedoch ohne Berücksichtigung der zusätz-
lichen Auf– und Abbaukräfte und der temporären Entsendungen für Spezialaufgaben

8 Laut Prüfbericht des niederländischen Verteidigungsministeriums belief sich der Anteil der 
Unterstützungskräfte hingegen auf rd. 14 % ihres Kontingents (exklusive Stabs– bzw. Ver-
bindungspersonal).

Kontingentsgröße 
und –struktur
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 11 (1) Steuerung auf internationaler Ebene: Die politisch–strategische Füh-
rung der EUFOR–Operation oblag auf EU–Ebene dem Politischen und 
Sicherheitspolitischen Komitee in Brüssel. Über militärische Aspekte 
der EUFOR–Operation entschied das in Paris eingerichtete Hauptquar-
tier, das Einsatzkommando befand sich im Tschad.

Die UN–geführte Mission MINURCAT unterstand der direkten Leitung 
des UN–Hauptquartiers (Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze) 
in New York. 

(2) Steuerung auf nationaler Ebene: In Österreich nahm die Einsatz–
Sektion des BMLVS die Planung und Steuerung des Einsatzes wahr. 
Diese erteilte für den Tschad–Einsatz auch zeitgerecht die gemäß dem 
militärstrategischen Führungsverfahren vorgesehenen Hauptwei-
sungen. Die Verantwortung für die operative Einsatzdurchführung lag 
beim Streitkräfteführungskommando, einer nachgeordneten Dienst-
stelle des BMLVS. Die Steuerung des Einsatzes im Einsatzraum oblag 
den jeweiligen nationalen Kommandanten vor Ort. 

Das BMeiA war im Politischen und Sicherheitspolitischen Komitee 
der EU vertreten und unterstützte die österreichische Einsatzbeteili-
gung auf politischer Ebene, insbesondere zur Wahrung der Unpartei-
lichkeit der UN–Mission und zur Förderung des politischen Dialogs 
im Tschad und im Sudan.

 12 (1) EUFOR–Operation: Die Sicherung des Einsatzgebiets im Rahmen 
der EUFOR–Operation war eine militärische Aufgabe. Hauptträger der 
Operation waren Spezialeinsatzkräfte (Jagdkommando) im internati-
onalen Verbund, die Aufklärungs–, Erkundungs– und Überwachungs-
aufgaben wahrnahmen.

Die österreichischen Spezialeinsatzkräfte nahmen von März 2008 bis 
März 2009 an insgesamt acht Patrouillen mit einer Dauer zwischen 
zehn und 70 Tagen teil, davon drei unter österreichischem Kommando.

(2) UN–Mission MINURCAT: Bei der UN–geführten Mission MINUR-
CAT war ab März 2009 statt der Spezialeinsatzkräfte ein Logistikkon-
tingent im Einsatzraum tätig. Das österreichische Transportelement 
war dem französischen Logistikbataillon unterstellt. Die Transportleis-
tungen dienten insbesondere der Eigenversorgung der UN–Mission.

Steuerung des 
Tschad–Einsatzes

Aufgabenerfüllung 
der österreichischen 
Truppen
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Von Mai bis Oktober 2009 führte das österreichische Kontingent an 
60 Tagen insgesamt 24 ein– bis sechstägige Transporte durch. Das 
österreichische Kontingent beendete seine Transportleistungen zeit-
gleich mit Frankreich Ende Oktober 2009.

Die Aufgabenerfüllung der österreichischen Truppen wurde interna-
tional anerkannt. 

 13.1 Die Planungsdokumente des BMLVS vom August und September 2007, 
die der Entscheidungsfindung über eine Beteiligung am Tschad–Einsatz 
zugrunde lagen, wiesen keine Kostenschätzungen auf. Erst im Struktur-
vorschlag des Generalstabs vom Oktober 2007 waren geschätzte Kosten 
für einen halbjährigen Einsatz in Höhe von rd. 28 Mill. EUR enthal-
ten. Die Kostenplanungen waren jedoch unvollständig, weil Ausga-
ben für Beschaffungen nicht angeführt waren. Erst im November 2007 
schätzte das BMLVS in internen Planungen die Gesamtausgaben auf 
rd. 55,9 Mill. EUR bei einem zwölfmonatigen Tschad–Einsatz, davon 
zehn Mill. EUR für einsatzrelevante Beschaffungen. 

 13.2 Der RH empfahl daher, bei der Planung von Auslandseinsätzen bereits 
frühzeitig Grobschätzungen der Personal– und Sachaufwendungen 
einschließlich der Beschaffungen durchzuführen, um diese in die Ent-
scheidungsfindung miteinzubeziehen.

 13.3 Laut Stellungnahme des BMLVS sei ein Kalkulationsmodell für Aus-
landseinsätze in Bearbeitung.

 14.1 Die dem Tschad–Einsatz zugrunde liegenden Ministerratsvorträge 
enthielten die geschätzten Entsendungskosten des BMLVS, gegliedert 
nach Personalaufwand (ohne Inlandsgehälter) und Sachaufwand. Die 
vom BMLVS intern geschätzten Ausgaben von zehn Mill. EUR für 
Beschaffungen fehlten jedoch. Das BMLVS vertrat die Ansicht, dass 
Ausgaben für einsatzrelevante Beschaffungen (Investitionen) aufgrund 
ihrer weiteren Verwendung für eventuell nachfolgende Auslandsein-
sätze nicht den Gesamtausgaben hinzuzurechnen waren.

In den Ministerratsvorträgen, insbesondere in jenen über die Verlänge-
rungen des Einsatzes, waren nur die voraussichtlichen Entsendungskos-
ten für den jeweils beschlossenen Einsatzzeitraum enthalten. In den 
Angaben für die jeweiligen Verlängerungszeiträume waren Personal– 
und Sachaufwendungen teilweise mehrfach enthalten, z.B. jene für den 

Ausgaben Soll–/Ist–
Vergleich

Ausgaben im Zusammenhang mit der Einsatzbeteiligung
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Rücktransport. Ein Gesamtüberblick einschließlich der für die jeweils 
vorherigen Einsatzzeiträume geschätzten Kosten fehlte.

Der RH bereinigte die in den einzelnen (insgesamt vier) Minister-
ratsvorträgen enthaltenen Ausgabenschätzungen für die einzel-
nen Einsatzzeiträume. Demnach teilte das BMLVS dem Ministerrat 
zu erwartende Entsendungskosten des BMLVS für die EUFOR–Ope-
ration von 35,96 Mill. EUR und für die UN–Mission MINURCAT von 
zehn Mill. EUR, also insgesamt 45,96 Mill. EUR für die gesamte Ein-
satzdauer von rund zwei Jahren mit. 

Gemäß den Erhebungen des RH betrugen die Ausgaben des BMLVS 
— ohne Beschaffungen — im Zusammenhang mit dem Tschad–Einsatz 
rd. 42,01 Mill. EUR. Nach Hinzurechnung der Ausgaben für Beschaf-
fungen (rd. 12,05 Mill. EUR) beliefen sich die Gesamtausgaben des 
BMLVS für den Tschad–Einsatz auf rd. 54,06 Mill. EUR.

 14.2 Der RH bemängelte, dass die Kostenschätzungen in Höhe von 
rd. 45,96 Mill. EUR in den dem Tschad–Einsatz zugrunde liegenden 
Ministerratsvorträgen keine Ausgaben für einsatzrelevante Beschaf-
fungen enthielten. Die tatsächlichen Gesamtausgaben des BMLVS ein-
schließlich Beschaffungen lagen um rd. 8,1 Mill. EUR über den Schät-
zungen in den Ministerratsvorträgen. Weiters beanstandete der RH, dass 
ein Gesamtüberblick über die zu erwartenden Kosten für die jeweils 
beschlossene Gesamteinsatzdauer fehlte.

Der RH empfahl, in die Ministerratsvorträge künftig auch Aufwen-
dungen für einsatzrelevante Beschaffungen sowie eine Darstellung 
der vorgesehenen Ausgaben für die gesamte zu beschließende Ein-
satzdauer aufzunehmen.

 14.3 Laut Stellungnahme des BMLVS sei es bestrebt, eine transparente Vor-
gangsweise zur Darstellung der zu erwartenden nationalen Aufwen-
dungen zu entwickeln. Bei der Ermittlung der voraussichtlichen Ent-
sendungskosten seien Beschaffungen von einsatzrelevantem Gerät nicht 
einbezogen worden, weil diese nicht nur im Tschad zum Einsatz gekom-
men seien, sondern der Fähigkeitenentwicklung des Österreichischen 
Bundesheers dienten und damit auch für künftige Einsätze herange-
zogen werden könnten.

 14.4 Der RH entgegnete, dass eine transparente Darstellung der zu erwar-
tenden Aufwendungen eines Auslandseinsatzes auch einsatzrelevante 
Beschaffungen umfasst.
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 15.1 Die dem Tschad–Einsatz zugerechneten Ausgaben wurden vom BMLVS 
in zwei IT–Systemen teilweise doppelt, teilweise sachlich unrichtig 
und teilweise gar nicht erfasst. So wurden z.B. mehrere Beschaf-
fungen sowie laufende Betriebsaufwendungen in Höhe von insge-
samt rd. 4,78 Mill. EUR nicht dem Sachaufwand für den Tschad–Ein-
satz zugerechnet.9 Dadurch hatte das BMLVS keinen Gesamtüberblick 
über die tatsächlich angefallenen Ausgaben für den Einsatz.

In seinem Bericht über die Internationalen Einsätze im Rahmen der 
„Petersberg–Aufgaben“ hatte der RH empfohlen, die Ausgaben je Aus-
landseinsatz jährlich zu erfassen und einer Vollkostenrechnung zu 
unterziehen. Das BMLVS hatte damals angekündigt, mit der flächende-
ckenden Einführung der Kosten– und Leistungsrechnung im Österrei-
ch i schen Bundesheer die budgetwirksamen Ausgaben je Auslandsein-
satz zu erfassen (Reihe Bund 2006/11, TZ 9).

 15.2 Der RH bemängelte, dass seine Empfehlung nicht umgesetzt wor-
den war und regte angesichts der zunehmenden Bedeutung von Aus-
landseinsätzen neuerlich an, eine Vollkostenrechnung für Auslandsein-
sätze einzuführen, um sie als Steuerungselement für ein begleitendes 
Controlling zu nutzen.

Darüber hinaus wäre die vollständige und einheitliche Erfassung der 
Aufwendungen für Auslandseinsätze sicherzustellen.

 15.3 Laut Stellungnahme des BMLVS werde es für zukünftige Auslandsein-
sätze die entsprechenden Verfahren der Dateneingabe optimieren, um 
eine entsprechende Datenqualität sicherzustellen. Das BMLVS sei 
bemüht, die Vollkostenrechnung für Auslandseinsätze mit dem Modul 
SAP einzuführen.

9 Zur Erfassung der Gesamtausgaben des Tschad–Einsatzes verwendete das BMLVS zwei 
unterschiedliche Systeme. Der Personal– und laufende Sachaufwand wurde mittels Innen-
auftragsnummer im HV–SAP, die Beschaffungen hingegen unter Hinzufügung einer Pro-
jektnummer im Finanzinformationssystem (mit Schnittstelle zum HV–SAP) verrechnet. Zur 
Feststellung des gesamten Sachaufwands (einschließlich Beschaffungen) nahm der RH meh-
rere Bereinigungen vor:
– Ausgaben für die im Einsatzraum angefallenen nationalen Einsatzkosten („nation borne 

costs“) schienen sowohl im HV–SAP, als auch im Finanzinformationssystem auf (dop-
pelte Erfassung).

– Laufende Sachaufwendungen wie Rückholversicherung, Medieneinschaltungen, Luftraum-
anmietungen, Dienstreisen des Bundesministers und Mieten für Satellitenverbindungen 
befanden sich unrichtigerweise im Finanzinformationssystem und nicht im HV–SAP 
(sachlich unrichtige Erfassung).

– Infolge fehlender Innenauftrags– bzw. Projektnummer wurden mehrere Beschaffungen 
(Umrüstung der „Pilatus PC–6“, Pilotenausstattung, Scharfschützengewehre) sowie lau-
fende Betriebsaufwendungen (Betankung der „Hercules „C–130“, Lagerentnahmen) in 
Höhe von insgesamt rd. 4,78 Mill. EUR nicht dem Tschad–Sachaufwand zugerechnet 
(fehlende Erfassung). 

Kostenrechnung
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 16.1 Dem BMLVS war bereits seit Beginn der Planungen für den Tschad–
Einsatz bekannt, dass einsatzrelevantes Gerät wie z.B. Fahrzeuge, Waf-
fen, Lagerausstattung und persönliche Ausrüstungsgegenstände fehlte 
und der Bedarf nur durch die Adaptierung von vorhandenem sowie 
die Beschaffung von neuem Gerät gedeckt werden konnte. 

Um die materielle Einsatzbereitschaft zeitgerecht zu erreichen, gab das 
BMLVS im Oktober 2007 die Vergabe von dringend erforderlichen ein-
satzwichtigen Beschaffungen für den Tschad–Einsatz grundsätzlich 
frei. Gemäß den internen Vergaberichtlinien des BMLVS war eine sol-
che Freigabe möglich, wenn die zu vergebenden Leistungen für einen 
konkreten Einsatz nach § 2 des Wehrgesetzes 200110 erforderlich waren 
und eine rechtzeitige Bereitstellung bei Einhaltung der allgemeinen 
Vorschriften für den Genehmigungsweg nicht erreichbar war. Gemäß 
den Erhebungen des RH fielen im Zusammenhang mit dem Tschad–
Einsatz Beschaffungen in Höhe von rd. 12,05 Mill. EUR an: 

Die kurzfristigen Beschaffungen erfolgten ohne Vergaben im Wettbe-
werb. Es erfolgte keine Überprüfung der Preisangemessenheit, etwa 
in Form von Vergleichsangeboten. Damit nahm das BMLVS allenfalls 
höhere Preise in Kauf.

 16.2 Der RH beanstandete die fehlende Überprüfung der Preisangemessen-
heit bei den aufgrund des Tschad–Einsatzes vergebenen Leistungen. Im 
Sinne der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit emp-
fahl er, künftig die Preisangemessenheit von Beschaffungen nachzu-
weisen.

10 BGBl. I Nr. 146/2001 i.d.g.F.

Prüfung der Preis-
angemessenheit

Beschaffungen

Tabelle 1: Beschaffungen im Zusammenhang mit dem Tschad–Einsatz

Adaptierung von Luftfahrzeugen rd. 1,08 Mill. EUR

Beschaffung und Modifikation von Fahrzeugen rd. 2,70 Mill. EUR

Beschaffung von Informations– und Kommunikationstechnologie rd. 1,75 Mill. EUR

Beschaffung von Waffensystemen und Munition rd. 1,70 Mill. EUR

Sonstige Beschaffungen (Lagerausstattung, persönliche Ausrüstung usw.) rd. 4,82 Mill. EUR

Beschaffungssumme rd. 12,05 Mill. EUR

Quelle: BMLVS
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 16.3 Das BMLVS verwies in seiner Stellungnahme auf die Dringlichkeit der 
Beschaffungsmaßnahmen für einen konkret absehbaren Einsatz. Für 
solche Ausnahmefälle gebe es, wie in vielen anderen europäischen Län-
dern auch, Ausnahmeregelungen in den „Richtlinien für die zentrale 
Beschaffung“ wie die so genannte „Dringende Einsatzbeschaffung“, die 
eine zeitgerechte Bereitstellung von einsatzwichtigen Ausrüstungen und 
Ausstattungen für zeitkritische Einsätze in einem abgekürzten Verfah-
ren ermögliche.

 16.4 Der RH entgegnete, dass die Preisangemessenheit von Beschaffungen 
jedenfalls nachzuweisen ist, auch bei dringenden Einsatzbeschaf-
fungen.

 17.1 Im Zuge der Einsatzplanung im Herbst 2007 überlegte das BMLVS, 
auch Luftfahrzeuge in den Tschad zu entsenden. In der Einmeldung der 
österreichischen Kontingentstruktur an die EU im Jänner 2008 waren 
keine Luftfahrzeuge enthalten. Dennoch entschied das BMLVS, Luft-
fahrzeuge für eine allfällige Verwendung im Tschad umgehend adap-
tieren zu lassen. Die Planung des BMLVS sah vor, die Luftfahrzeuge 
als nationales Element für Transportflüge, Aufklärungsflüge und für 
Evakuierungen innerhalb des österreichischen Kontingents einzuset-
zen.

Die Ausgaben für die Adaptierung von Flächenflugzeugen der Type 
„Pilatus PC–6“ und für die Beschaffung von Zusatzausstattung (Piloten-
ausstattung, Materialerhaltung) betrugen rd. 1,08 Mill. EUR. Die Ver-
gaben erfolgten nicht im Wettbewerb.

Die Luftfahrzeuge selbst waren ab Mai 2008 einsatzbereit. Im BMLVS 
war jedoch nicht geklärt, ob genügend fliegertechnisches Personal für 
den Einsatz im Tschad zur Verfügung stehen würde und welche infra-
strukturellen Baumaßnahmen im Einsatzraum erforderlich wären. 

Das BMLVS entschied im Mai 2008, die ab Juli 2008 heranstehende 
Verlängerung des Tschad–Einsatzes in der bestehenden Form, somit 
ohne Luftfahrzeuge, fortzuführen. 

 17.2 Der RH beanstandete, dass die Adaptierung von Flächenflugzeugen 
und die Beschaffung von Zusatzausstattung vor der endgültigen Ent-
scheidung über eine allfällige Verwendung der Luftfahrzeuge erfolgte. 
Er empfahl, durch gezieltere bzw. umfassende Planung von Beschaf-
fungen allenfalls verlorene Aufwendungen zu vermeiden.

Adaptierung von 
Luftfahrzeugen
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 17.3 Laut Stellungnahme des BMLVS seien die Adaptierungen an den Luft-
fahrzeugen unerlässlich gewesen. Obwohl der Einsatz der Luftfahr-
zeuge letztlich nicht angeordnet worden sei, seien die durchgeführten 
Investitionen nicht als verlorene Aufwendungen zu betrachten, weil 
die bereits adaptierten Geräte für zukünftige Einsätze genutzt werden 
könnten.

 17.4 Der RH entgegnete, dass die Adaptierung der Luftfahrzeuge kurzfris-
tig im Rahmen einer Vergabe ohne Wettbewerb erfolgte, obwohl noch 
keine endgültige Entscheidung über eine allfällige Verwendung der 
Luftfahrzeuge vorlag. Zudem war eine Nutzung für künftige Aus-
landseinsätze nicht gesichert. Der RH verwies daher erneut auf seine 
Empfehlung, Beschaffungen gezielter zu planen, um allenfalls verlo-
rene Aufwendungen zu vermeiden.

 18.1 Aufgrund der Einsatzerfordernisse modifizierte das BMLVS 20 Fahr-
zeuge der Type „Puch G“ sowie einzelne weitere Fahrzeuge wie z.B. 
„Mercedes Benz UNIMOG U4000“ und „Puch Pinzgauer (Spezialfahr-
zeuge)“. Das BMLVS ließ den Umbau der Fahrzeuge der Type „Puch G“ 
beim ursprünglichen Fahrzeughersteller durchführen. Heereseigene 
Ressourcen wie die Heereslogistikzentren wurden für den Umbau nur 
sehr eingeschränkt herangezogen. Die Ausgaben für den Umbau der 
Fahrzeuge bei der Herstellerfirma beliefen sich auf rd. 936.000 EUR; 
davon waren rd. 260.000 EUR für Ersatzteile. 

 18.2 Der RH beanstandete den Mehraufwand von bis zu 676.000 EUR, weil 
heereseigene Ressourcen nur sehr eingeschränkt herangezogen wur-
den, und empfahl, bei Umbauten von Heeresfahrzeugen heereseigene 
Ressourcen vermehrt zu nutzen.

 18.3 Laut Stellungnahme des BMLVS habe es den „Puch G Sandviper“ für 
den Tschad–Einsatz entwickelt, konstruiert, gebaut und unter Mitwir-
kung verschiedenster Dienststellen des Österreichischen Bundesheers 
serienmäßig gefertigt. Geringfügige Änderungen am Fahrgestell (Feder– 
und Dämpfsystem sowie Räder) habe der Fahrzeughersteller vorgenom-
men. Dies sei aufgrund fehlender Ressourcen und des Zeitdrucks zur 
Herstellung der Einsatzbereitschaft erforderlich gewesen.

 18.4 Der RH entgegnete, dass für die externe Durchführung von Fahrzeug-
umbauten ein Mehraufwand von bis zu 676.000 EUR angefallen war 
und heereseigene Werkstätten (Heereslogistikzentren) dafür nur sehr 
eingeschränkt herangezogen wurden. Der RH verwies daher erneut auf 
seine Empfehlung, bei Umbauten von Heeresfahrzeugen heereseigene 
Ressourcen vermehrt zu nutzen.

Modifikation von 
Fahrzeugen
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Gehärtete Notebooks

 19.1 Im Jänner 2008 bestellte das BMLVS um rd. 349.000 EUR insgesamt 
53 Stück gehärtete Notebooks, die sturzsicher und gegen Spritzwasser 
geschützt waren. Die Vergabe erfolgte ohne Wettbewerb. Dabei wur-
den zwei unterschiedliche Fabrikate zu Stückpreisen von 6.390 EUR 
(22 Stück um insgesamt rd. 193.000 EUR) bzw. 3.180 EUR (31 Stück 
um insgesamt rd. 156.000 EUR) beschafft. Die Festlegung des Bedarfs 
sowie der unterschiedlichen Fabrikate war nicht nachvollziehbar. 

 19.2 Der RH bemängelte, dass die Beschaffung der gehärteten Notebooks 
nicht nachvollziehbar war und empfahl, bei Beschaffungen auf eine 
ausreichende Dokumentation und Nachvollziehbarkeit des Bedarfs zu 
achten.

 19.3 Laut Stellungnahme des BMLVS sei es bemüht, bei Beschaffungen auf 
eine ausreichende Dokumentation und Nachvollziehbarkeit des Bedarfs 
zu achten.

Multibandhandfunkgeräte

 20.1 Im November 2007 beschaffte das BMLVS 60 Stück Multibandhand-
funkgeräte samt Zubehör, wofür Ausgaben in Höhe von rd. 606.000 EUR 
anfielen. Die Geräte waren insbesondere für die Kommunikation zwi-
schen Landstreitkräften und Luftstreitkräften erforderlich und noch 
nicht im Bestand des Österreichischen Bundesheers.

Als Liefertermin wurde der 30. April 2008 vereinbart. Die Lieferung 
erfolgte Ende Juni 2008. Im August 2008 erklärte das BMLVS seinen 
Rücktritt vom Vertrag wegen mangelhafter Lieferung und forderte die 
vertraglich vorgesehene Vertragsstrafe ein. In weiterer Folge wurden 
die beanstandeten Mängel innerhalb der vom BMLVS gesetzten Nach-
frist von 35 Tagen behoben. Ende September 2008 wurden die Geräte 
endgültig an das BMLVS geliefert; die Vertragsstrafe in Höhe von 
10 % des Warenwertes wurde vom Kaufpreis abgezogen. Ende Okto-
ber 2008, also neun Monate nach Einsatzbeginn, übergab das BMLVS 
die Geräte an die Truppe. 

 20.2 Der RH empfahl, bei der Lieferantenauswahl und Vertragsgestaltung 
für die Beschaffung von dringend benötigtem, einsatzwichtigem Gerät 
vermehrt auf die Termintreue zu achten.

 20.3 Das BMLVS nahm die Empfehlung des RH zur Kenntnis.

Beschaffung von 
Informations– und 
Kommunikationstech-
nologie
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 21.1 Der Transport von Personal und Gerät in den Einsatzraum Tschad 
lag bei der EU–geführten EUFOR–Operation unter nationaler Verant-
wortung. Der Transport war über große Entfernungen in ein zent-
ralafrikanisches Binnenland (Entfernung Österreich – Tschad: Luftweg 
rd. 4.400 km, Seeweg rd. 8.600 km) durchzuführen. Da die EU die erste 
Einsatzbereitschaft für Ende Dezember 2007 vorgesehen hatte, berück-
sichtigte das BMLVS aus Zeitgründen die Transportvariante See – Land 
nicht weiter, sondern führte den Transport auf dem Luftweg durch. 
Andere teilnehmende Staaten wickelten den Transport zumindest teil-
weise auf dem kostengünstigeren Seeweg ab; so führten die Nieder-
lande den Transport in Kooperation mit Irland auf dem Seeweg durch.

Bereits während der logistischen Planungsphase im November 2007 
gab es heeresinterne Überlegungen, internationale Kooperationen für 
den Transport auf dem Luftweg anzustreben, um diesen möglichst 
kosteneffizient gemeinsam mit anderen teilnehmenden Staaten abzu-
wickeln. Eine derartige Kooperation wurde jedoch lediglich für einen 
Transport realisiert.

Für den Hin– und Rücktransport erfolgten insgesamt 133 Flüge, die 
zum Teil mit heereseigenen und zum Teil mit angemieteten Flugzeugen 
durchgeführt wurden (89 Flüge mit heereseigenen Transportflugzeu-
gen der Type „Hercules C–130“, 44 Flüge mit angemieteten Flugzeu-
gen). Insgesamt transportierte das BMLVS rd. 2.200 Tonnen Ladegut auf 
dem Luftweg, davon rd. 900 Tonnen mit heereseigenen Transportflug-
zeugen. Weiters flogen rd. 1.800 Personen in den Einsatzraum, davon 
rd. 1.200 Personen mit heereseigenen Transportflugzeugen.

Die Transportausgaben für die Anmietung von externen Lufttransport-
kapazitäten sowie für Treibstoff für die heereseigenen Transportflug-
zeuge beliefen sich auf rd. 8,93 Mill. EUR und somit rd. 21 % der Aus-
gaben für den Tschad–Einsatz ohne Beschaffungen; davon entfielen 
rd. 6,08 Mill. EUR auf Ausgaben für Anmietungen und rd. 2,85 Mill. EUR 
auf Ausgaben für Treibstoff für die heereseigenen Transportflugzeuge. 

Nach Beendigung der UN–Mission MINURCAT erfolgte der Rücktrans-
port der Geräte nach Österreich auf dem Seeweg durch von den UN 
beauftragte und bezahlte Unternehmungen.

Transporte

Weitere Ausgabenpositionen
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 21.2 Der RH empfahl, bei Auslandseinsätzen alternative Transportvarian-
ten einschließlich internationaler Kooperationsmöglichkeiten auszu-
planen bzw. vermehrt einzugehen, um die Transportkosten für Güter– 
und Personentransporte zu reduzieren.

 21.3 Laut Stellungnahme des BMLVS bestünde mit dem Beitritt Österreichs 
zum „Movement Coordination Center Europe“ seit 2010 die Möglich-
keit, kostengünstige Transport–Ressourcen anderer Mitgliedsländer der 
EU zur Luft und zur See zu nutzen. Der Zeitbedarf für einen Trans-
port von Österreich nach N`Djamena (Tschad) mit Bahn–, Schiffs– 
und Straßentransport hätte rd. 60 Tage und Ressourcen zur Sicherung 
erfordert.

 21.4 Der RH verwies darauf, dass das BMLVS selbst bereits während der 
Vorbereitung des Tschad–Einsatzes im November 2007 internationale 
Transportkooperationen angedacht hatte. In Anbetracht der hohen 
Transportausgaben beim Tschad–Einsatz von rd. 8,93 Mill. EUR ver-
blieb der RH bei seiner Empfehlung, kostengünstigere Transportmög-
lichkeiten bei Auslandseinsätzen verstärkt in Anspruch zu nehmen.

 22.1 Das BMLVS beschaffte im Zusammenhang mit dem Tschad–Einsatz 
Waffensysteme und Munition um rd. 1,70 Mill. EUR, davon Munition 
um rd. 660.000 EUR. Die vom BMLVS für den Tschad–Einsatz frei-
gegebenen Munitionsmengen waren einerseits für die Wahrnehmung 
von Einsatzaufgaben und andererseits für Ausbildungszwecke vorge-
sehen. 

Bei der Rückverlegung der Munition nach Österreich stellte das BMLVS 
Fehlbestände an Munition fest; der Munitionsverbrauch war entgegen 
den internen Vorgaben nur teilweise dokumentiert und daher nicht 
nachvollziehbar.11 Das BMLVS bezifferte den Wert der Fehlbestände 
mit rd. 250.000 EUR. Weiters musste Munition wegen mangelhafter 
Lagerung nach dem Rücktransport nach Österreich entsorgt werden; 
der dadurch verursachte finanzielle Schaden wurde vom BMLVS mit 
rd. 30.000 EUR bewertet. 

 22.2 Der RH empfahl, den Verbleib der Fehlbestände, die Ursachen für den 
lückenhaft dokumentierten Munitionsverbrauch und die mangelhafte 
Lagerung der Munition abzuklären. Weiters empfahl der RH, allfälliges 
Fehlverhalten zu ahnden sowie die ordnungsgemäße Verwendung von 
Munition künftig sicherzustellen.

11 z.B. Nebelhandgranaten, Munition für Granatgewehre, Munition für schwere Scharfschüt-
zengewehre, Munition für Sturmgewehre

Verbrauch und Lage-
rung von Munition
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 22.3 Laut Stellungnahme des BMLVS seien der Verbleib der Fehlbestände, 
die Ursachen für den lückenhaft dokumentierten Munitionsverbrauch 
und die mangelhafte Lagerung der Munition Gegenstand ressortinter-
ner Untersuchungen.

 23.1 Zur Absicherung der entsendeten Soldaten sahen die dem Tschad–Ein-
satz zugrunde liegenden Ministerratsbeschlüsse eine spezielle Vorsorge 
durch Flugrettung vor. 

Das BMLVS schloss daher im Februar 2008 einen Vertrag mit einer 
privaten Unternehmung für den Rücktransport erkrankter oder ver-
letzter Soldaten aus dem Tschad. Laut Vertrag war der Rücktransport 
nur von zivil nutzbaren Flughäfen, nicht jedoch in Krisensituationen 
sichergestellt. Der Vertrag wurde im Juni 2008 verlängert und endete 
zunächst im Dezember 2008. Trotz des bestehenden Vertrags wurde 
ein verletzter Soldat im Juni 2008 mit einem heereseigenen Transport-
flugzeug nach Österreich rücktransportiert.

Im Jänner 2009, also während des vertragslosen Zustands, organi-
sierte die Unternehmung im Auftrag des BMLVS die Rückholung eines 
bei einem Kamelsturz schwer verletzten Soldaten aus dem Tschad. Im 
Dezember 2009 verlängerte das BMLVS rückwirkend den Vertrag von 
Jänner bis Ende Mai 2009, wofür rd. 396.000 EUR anfielen. Insgesamt 
zahlte das BMLVS für die Versicherung rd. 1,63 Mill. EUR. 

 23.2 Der RH beanstandete, dass das BMLVS die vertraglich vereinbarten 
Rücktransportleistungen teilweise nicht an Anspruch nahm sowie den 
Vertrag um rd. 396.000 EUR rückwirkend verlängerte. Er verwies neu-
erlich auf seine bereits anlässlich der Überprüfung des „Sanitätswesens 
im Bundesheer – Militärische Planungen“ ausgesprochene Empfehlung, 
die organisatorische Abwicklung der Rückholung von Patienten aus 
dem Ausland aus Kosten– und Sicherheitsgründen möglichst mit vor-
handenen Ressourcen des BMLVS durchzuführen (Reihe Bund 2009/13, 
TZ 17).

 23.3 Laut Stellungnahme des BMLVS sei ein Flugrettungscontainer für die 
Transportflugzeuge „Hercules C–130“ im April 2010 an die Truppe 
übergeben worden. Die vertraglich vereinbarten Rücktransportleistungen 
habe das BMLVS gekündigt. Die Inanspruchnahme von zivilen Flug-
rettungsdienstleistungen sei nur mehr im Anlassfall nach gesonderter 
Beurteilung beabsichtigt.

Flugrettung
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 24.1 Im Oktober 2007 schloss das BMLVS einen Vertrag mit einem Provider 
über die Nutzung von Ein–Kanal–Satellitenverbindungen im Tschad 
ab. Bereits bei Vertragsabschluss hatte die Interne Revision des BMLVS 
aufgrund der zu erwartenden hohen Gebühren empfohlen, strikte und 
eindeutige Nutzungsbestimmungen zu erlassen.

Weil die Ein–Kanal–Satellitenverbindungen auch für die Übertra-
gung von größeren Datenmengen aus dem Internet genutzt wurden, 
fielen beim BMLVS monatliche Gebühren von bis zu rd. 216.000 EUR 
(Mai 2008) an. Nach Bekanntwerden der hohen Gebühren setzte das 
BMLVS interne Maßnahmen, um die Gebühren zu senken. Weiters stellte 
es einen dienstlichen Internetzugang im Einsatzraum mit kostengüns-
tigeren Regelungen für die Internetnutzung und der ausdrücklichen 
Möglichkeit der sozialen Nutzung zur Verfügung. In weiterer Folge 
reduzierten sich die monatlichen Ausgaben des BMLVS für die Daten-
übertragung auf durchschnittlich rd. 8.500 EUR. 

Insgesamt zahlte das BMLVS rd. 1,58 Mill. EUR für die Nutzung von 
Satellitenverbindungen während des Tschad–Einsatzes.

 24.2 Der RH bemängelte, dass beim BMLVS durch die Vereinbarung ungüns-
tiger Gebührenregelungen und durch fehlende eindeutige Nutzungsbe-
stimmungen hohe Satellitengebühren anfielen. Er empfahl, bei künfti-
gen Auslandseinsätzen zeitgerecht kostengünstige und bedarfsgerechte 
Provider–Verträge für Internetverbindungen mit klaren Nutzungsre-
gelungen abzuschließen.

 24.3 Laut Stellungnahme des BMLVS habe es ein Regelwerk hinsichtlich 
Internetnutzung im Einsatzraum erlassen.

 25.1 In den Jahren 2008 und 2009 verbrachten rd. 90 Bedienstete des BMLVS 
insgesamt rd. 820 Tage mit Truppenbesuchen im Tschad, insbesondere 
im Zusammenhang mit der Ausübung der Dienst– und Fachaufsicht 
sowie mit Verabschiedungen im Rahmen von Kontingentswechseln. 
Dafür fielen Auslandszulagen sowie Flug– und Hotelkosten in Höhe 
von insgesamt rd. 311.000 EUR an.

Im Jänner 2009 ersuchte das Hauptquartier der EUFOR–Operation in 
Paris, Österreich solle seine „Besucherpolitik im Einsatzraum überden-
ken, weil es gemeinsam mit einem anderen EU–Staat bisher ca. 60 % 
aller Besucher stelle und dies im Verhältnis zur Kontingentsstärke als 
unverhältnismäßig wahrgenommen werde“. Ein österreichischer Kon-
tingentskommandant gab in seinem Erfahrungsbericht vom Dezem-

Satellitengebühren

Truppenbesuche
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ber 2009 an, dass Österreich die meisten Besucher aller am Tschad–
Einsatz teilnehmenden Staaten hervorgebracht habe. 

 25.2 In Hinblick auf die hohen Ausgaben empfahl der RH, Truppenbesuche 
im Einsatzraum restriktiver zu handhaben.

 25.3 Laut Stellungnahme des BMLVS sei es bemüht, die Anzahl zusätzlicher 
Entsendungen durch restriktive Handhabung zu minimieren.

 26 Die EU plante, insgesamt 3.968 Soldaten für die EUFOR–Operation in 
den Einsatzraum zu entsenden. Nach dem Übergang der EUFOR–Ope-
ration auf die UN–geführte Mission MINURCAT sollte die Truppen-
stärke auf insgesamt rd. 5.200 Soldaten (davon rd. 4.900 Soldaten im 
Tschad) erhöht werden. 

Das BMLVS führte insgesamt12 1.654 Personalentsendungen in den 
Tschad–Einsatz durch, davon 1.194 zur EUFOR–Operation (vier Kontin-
gente) und 460 zur UN–Mission MINURCAT (zwei Kontingente). Öster-
reich stellte bei der EUFOR–Operation mit einer Kontingentsgröße von 
bis zu 160 Personen das viertgrößte und bei der UN–Mission MINUR-
CAT mit einer Kontingentsgröße von bis zu 130 Personen das fünft– 
bis achtgrößte Kontingent.13 Der österreichische Anteil betrug von 
Mai 2008 bis Ende 2009 rd. 5 % bis 6 % der internationalen Gesamt-
truppenstärke.

12 umfasst alle in den Einsatzraum entsendeten Personen (teilweise Mehrfachzählungen auf-
grund von Mehrfachentsendungen) inklusive jener Personen, die nur temporär entsendet 
wurden (z.B. Piloten) 

13 jeweils ohne temporäres Zusatzpersonal für Auf– und Abbautätigkeiten sowie für Spezial-
aufgaben

Truppenstärken im 
Tschad–Einsatz

Personalangelegenheiten
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 27.1 (1) Gemäß § 4 des „Bundesverfassungsgesetzes über Kooperation und 
Solidarität bei der Entsendung von Einheiten und Einzelpersonen in das 
Ausland“14 dürfen Personen nur aufgrund einer freiwilligen Meldung 
bei Erfüllung der allgemeinen, persönlichen und fachlichen Eignung 
in einen Auslandseinsatz entsendet werden. Eine freiwillige Meldung 
kann jederzeit ohne Angabe von Gründen schriftlich zurückgezogen 
werden. 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung waren im BMLVS rd. 14.300 frei-
willige Meldungen von Personen für Auslandseinsätze gespeichert. 
Monatlich befanden sich durchschnittlich rd. 1.300 Soldaten in Aus-
landseinsätzen.

14 BGBl. I Nr. 38/1997 i.d.g.F.

Personalrekrutierung

Tabelle 2:  Truppenstärken im Tschad–Einsatz 
(Stand: 15. September 2009)

Truppenstellende Nation
Truppenstärke (in % der 
Gesamttruppenstärke)

Togo 419 Soldaten (16,7 %)

Irland 402 Soldaten (16,1 %)

Polen 310 Soldaten (12,4 %)

Frankreich 301 Soldaten (12,0 %)

Nepal 285 Soldaten (11,4 %)

Ghana 202 Soldaten (8,1 %)

Norwegen 170 Soldaten (6,8 %)

Österreich 147 Soldaten (5,9 %)

Russland 116 Soldaten (4,6 %)

Finnland 72 Soldaten (2,9 %)

Albanien 63 Soldaten (2,5 %)

Kroatien 15 Soldaten (0,6 %)

Gesamttruppenstärke 2.502 Soldaten (100 %)

Quelle: UN
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Laut BMLVS ergaben sich für den Tschad–Einsatz aufgrund des Frei-
willigkeitsprinzips Rekrutierungsprobleme in den Bereichen Sanität, 
Führungsunterstützung15 und Wirtschaftsversorgung. 

(2) Von 2008 bis 2010 waren durchschnittlich 171 Militärärzte im Per-
sonalstand des BMLVS. Davon hatten sich rd. 56 % bereit erklärt, für 
Auslandseinsätze zur Verfügung zu stehen. Weiters teilte ein Milizarzt 
dem BMLVS im Zuge der Planungen für den Tschad–Einsatz mit, dass 
sich die Ärzteschaft aufgrund fehlender notfallmedizinischer Routine 
nicht in der Lage sehe, den medizinischen Auftrag in einem gefähr-
deten Umfeld erfüllen zu können. 

Für den Tschad–Einsatz konnte das BMLVS lediglich 18 von 35 einge-
setzten Ärzten (rd. 51 %) aus dem eigenen Personalstand aufbringen. 
Da sich auch aus dem Miliz– und Reservebereich16 lediglich elf Ärzte 
fanden, nahm das BMLVS sechs zivile Ärzte unter Vertrag. Dadurch 
entstanden dem BMLVS Mehrausgaben in Höhe von rd. 130.000 EUR.

 27.2  Der RH verwies neuerlich auf seine im Bericht über Internationale 
Einsätze im Rahmen der „Petersberg–Aufgaben“ getroffene Anre-
gung, in der Bundesverfassung Vorsorge zu treffen, um künftig ein-
tretende Berufssoldaten zu Auslandseinsätzen zu verpflichten (Reihe 
Bund 2006/11, TZ 4). 

Weiters empfahl er bezüglich der Militärärzte neuerlich eine praktisch 
orientierte medizinische und militärmedizinische Aus– und Weiterbil-
dung im Rahmen von Kooperationen mit zivilen Einrichtungen, wie er 
dies bereits in seinem Bericht „Sanitätswesen im Bundesheer – Militä-
rische Planungen“ angeregt hatte. Dabei wären insbesondere die Kri-
terien und der Umfang der Maßnahmen zum Erhalt der medizinischen 
Qualifikation („training on the job“) festzulegen (Reihe Bund 2009/13, 
TZ 18).

 27.3 Laut Stellungnahme des BMLVS befinde sich die Verwirklichung der 
Empfehlung des RH in Bearbeitung. Die Regelung des § 39a Beamten–
Dienstrechtsgesetz 197917 zur Aus– und Fortbildung von Sanitätsper-
sonal bei zivilen Kooperationspartnern sei aufrecht und praktikabel. 
Die Aufnahme der Fortbildungsverpflichtung bei zivilen Gesundheits-

15 „Führungsunterstützung“ umfasst alle Maßnahmen und Mittel, um die Führungsfähigkeit 
von Truppen sicherzustellen, z.B. im Bereich Informations– und Kommunikationstechno-
logie.

16 Wehrpflichtige des Milizstandes sind jene, die den Grundwehrdienst vollständig geleistet 
haben und nicht in den Reservestand versetzt oder übergetreten sind (§ 1 Abs. 4 Wehrge-
setz 2001, BGBl. I Nr. 146/2001 i.d.g.F.).

17 BGBl. Nr. 333/1979 i.d.g.F.
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einrichtungen in den Beschäftigungsvertrag werde angestrebt. Koope-
rationsprojekte mit zivilen Gesundheitseinrichtungen befänden sich in 
Verhandlung.

 27.4 Der RH verwies darauf, dass Kooperationsvereinbarungen mit zivilen 
Gesundheitseinrichtungen zügig abzuschließen wären, um die empfoh-
lene praktisch orientierte medizinische und militärmedizinische Aus– 
und Weiterbildung der Militärärzte sicherzustellen.

 28.1 Das BMLVS führte keine zentralen Aufzeichnungen über das Verhält-
nis der entsendeten Soldaten des Aktivstandes zu jenen des Miliz-
standes sowie über den Anteil zurückgezogener freiwilliger Meldungen 
nach der Einberufung zu einem Auslandseinsatz. Die Daten erhob das 
BMLVS erst auf Ersuchen des RH für den Tschad–Einsatz. Demnach 
zogen zwölf von insgesamt 950 einberufenen Soldaten (rd. 1,26 %) ihre 
freiwillige Meldung nach der Einberufung zurück bzw. kamen dieser 
nicht nach. Der Milizanteil stieg während des Tschad–Einsatzes von 
rd. 7,37 % bei der EUFOR–Operation auf 20,0 % bei der UN–Mission 
MINURCAT an. 

 28.2 Der RH bemängelte, dass im BMLVS zentrale Aufzeichnungen von Kenn-
zahlen über Auslandseinsätze für Steuerungszwecke fehlten, obwohl 
dies bereits im Bericht über Internationale Einsätze im Rahmen der 
„Petersberg–Aufgaben“ beanstandet worden war (Reihe Bund 2006/11, 
TZ 5).

In Hinblick auf die steigende Bedeutung von Auslandseinsätzen für das 
BMLVS und die vermehrte Entsendung von Soldaten zu Auslandsein-
sätzen empfahl der RH, Auswertungen und Analysen von Auslandsein-
sätzen für ein effizientes Personalmanagement und –controlling zent-
ral durchzuführen.

 28.3 Laut Stellungnahme des BMLVS würde die im Ressortbereich verfüg-
bare IT–Unterstützung jederzeit die Möglichkeit eröffnen, alle für Aus-
landseinsätze relevanten Auswertungen im Personalbereich vorzuneh-
men.

 28.4 Der RH wies darauf hin, dass die Möglichkeiten der IT–Unterstützung 
für Steuerungszwecke im Personalbereich auch zu nutzen wären.

Personalmanagement 
und –controlling
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 29.1 In den Durchführungsbestimmungen des BMLVS für die Truppenaus-
bildung waren die grundsätzlichen Ausbildungsmodule für die Trup-
pen des Österreichischen Bundesheers festgelegt. Ausbildungsziel war, 
die Fähigkeiten für die im In– und Ausland zu erfüllenden Einsatzauf-
gaben zu erreichen.

Beim Tschad–Einsatz waren für die einsatzspezifische Vorbereitung in 
Österreich rund acht Wochen vorgesehen; dieser Zeitrahmen entsprach 
den Vorgaben in den Durchführungsbestimmungen. 

Die Einsatzvorbereitung dauerte bei 226 von insgesamt 950 einberu-
fenen Soldaten (rd. 23,79 %) jedoch länger als acht Wochen, teilweise 
sogar bis zu rd. 27 Wochen. Dabei nahmen in 92 Fällen Soldaten, die 
mehrfach in den Tschad entsendet wurden, auch mehrfach an der 
Einsatzvorbereitung in Österreich teil. Durch die längere bzw. mehr-
fache Einsatzvorbereitung entstand dem BMLVS ein Mehraufwand von 
rd. 270.000 EUR für Auslandszulagen, die während der Einsatzvorbe-
reitung nach dem Auslandszulagen– und –hilfeleistungsgesetz18 anfie-
len. Darüber hinaus absolvierten 76 Personen insgesamt 2.679 Tage 
Einsatzvorbereitung, ohne in den Tschad entsendet zu werden. Dem 
BMLVS entstand dadurch ein Mehraufwand von rd. 71.000 EUR für 
Auslandszulagen. 

 29.2 Der RH erachtete eine fundierte Einsatzvorbereitung als wesentliche 
Voraussetzung, um Auslandseinsätze erfolgreich durchführen zu kön-
nen. Um vermeidbare Mehraufwendungen für Auslandszulagen hint-
anzuhalten, empfahl er, die Bezahlung von Auslandszulagen wäh-
rend der Einsatzvorbereitung im Inland auf die vorgesehene Dauer 
der Einsatzvorbereitung zu beschränken bzw. die Einsatzvorbereitung 
möglichst in der vorgegebenen Dauer durchzuführen. Weiters regte er 
an, die Einsatzvorbereitung bei nicht entsendeten Personen möglichst 
gering zu halten und die mehrfache Teilnahme an der Einsatzvorbe-
reitung zu unterbinden.

 29.3 Das BMLVS nahm die Empfehlung des RH zur Kenntnis. In seiner Stel-
lungnahme verwies es darauf, dass es nur beim Ersteinsatz aufgrund 
des länger dauernden Entscheidungsfindungsprozesses der EU zu einer 
längeren Einsatzvorbereitung gekommen sei. Die Folgerotationen des 
Personals seien jedoch gemäß Ausbildungsplan vorbereitet worden.

18 § 1 Abs. 1 Z 1 Auslandszulagen– und –hilfeleistungsgesetz, BGBl. I Nr. 66/1999 i.d.g.F.

Einsatzvorbereitung 
des entsendeten 
Personals
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 30.1 Die Befugnisse eines Soldaten im militärischen Auslandseinsatz finden 
sich in den auf internationaler Ebene ausformulierten Verhaltensregeln 
für militärische Kräfte, den so genannten „Rules of Engagement“ der 
EU. Diese sehen zum Teil Befugnisse vor, die von der österreichischen 
Rechtsordnung nicht gedeckt sind. Österreich erklärte daher auch im 
Zuge seiner Beteiligung am Tschad–Einsatz nationale Vorbehalte zu 
den „Rules of Engagement“, wonach diese Befugnisse von österreich-
ischen Soldaten nicht bzw. nur eingeschränkt ausgeübt werden durf-
ten. 

Der RH hatte bereits in seinem Bericht Internationale Einsätze im Rah-
men der „Petersberg–Aufgaben“ empfohlen, hinsichtlich der Vorbe-
halte zu den „Rules of Engagement“ entsprechende interministerielle 
Überlegungen anzustellen (Reihe Bund 2006/11, TZ 8).

Im Mai 2010 legte das BMLVS einen Entwurf zur Änderung des Aus-
landseinsatzgesetzes aus dem Jahr 200119 zur Begutachtung vor, um 
eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage für die Anwendung allfäl-
liger Zwangsbefugnisse durch österreichische Organe, die in die Rechte 
Dritter eingreifen, bei Auslandseinsätzen zu schaffen.20 Der RH hatte in 
seiner Stellungnahme den Gesetzesentwurf begrüßt, weil damit seiner 
damaligen Empfehlung teilweise Rechnung getragen wurde, zugleich 
aber darauf hingewiesen, dass mit dem Entwurf nur entsendete Solda-
ten erfasst waren. Während der Gebarungsüberprüfung war die Novelle 
noch nicht umgesetzt.  

 30.2  Der RH empfahl, auf eine interministeriell abgestimmte gesetzliche 
Grundlage für die Anwendung von Zwangsbefugnissen durch öster-
reichische Organe bei Auslandseinsätzen hinzuwirken.

 30.3 Laut Stellungnahme des BMLVS sei eine Regierungsvorlage über die 
Änderung des Auslandseinsatzgesetzes 2001, mit der entsprechende 
Rechtsgrundlagen im Gesetz verankert würden, im August 2011 von 
der Bundesregierung beschlossen und an den Nationalrat weitergelei-
tet worden.

19 BGBl. I Nr. 55/2001 i.d.g.F.
20 Die Ausübung solcher Befugnisse kann von Personen– und Fahrzeugkontrollen über Haus-

durchsuchungen, die Durchsetzung von Sperrbereichen und Ausgangssperren bis zur Bewäl-
tigung von Demonstrationen und Aufständen reichen. Zur Durchsetzung dieser Befugnisse 
kommen nach den völkerrechtlichen Vorgaben auch Festnahmen, der Einsatz körperlicher 
Gewalt und der – in bestimmten Lagen lebensgefährdende – Waffengebrauch in Betracht.

Befugnisse im  
Auslandseinsatz
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 31.1 Die Dauer von Entsendungen von Einzelpersonen zu Auslandseinsätzen 
lag in der Regel bei sechs Monaten. Beim Tschad–Einsatz wurde die 
Entsendungsdauer aufgrund der extremen klimatischen Bedingungen 
und der fehlenden Infrastruktur vor Ort auf grundsätzlich vier Monate 
verkürzt. Verlängerungen von Auslandsentsendungen waren bei Eig-
nung und Bedarf möglich, wobei eine Wartefrist von sechs Monaten 
bis zu einem Jahr vorgesehen war.

Laut BMLVS erfolgten im Rahmen des Tschad–Einsatzes insgesamt 95 
— teilweise mehrmalige — Verlängerungen bei insgesamt 1.654 Entsen-
dungen (rd. 6 %). Im Vergleich dazu war der Anteil der durchschnitt-
lichen Verlängerungen bei einer anderen EUFOR–Operation in Bosnien–
Herzegowina noch bei rd. 35 % gelegen (vgl. RH–Bericht Internationale 
Einsätze im Rahmen der „Petersberg–Aufgaben“, Reihe Bund 2006/11, 
TZ 6).

 31.2 Der RH anerkannte in Hinblick auf die verstärkte internationale Aus-
richtung des Österreichischen Bundesheers den vergleichsweise gerin-
gen Anteil an Verlängerungen von Personalentsendungen im Rahmen 
des Tschad–Einsatzes, weil dadurch möglichst vielen Soldaten die Gele-
genheit gegeben wurde, Auslandseinsatzerfahrungen zu sammeln.

 32.1  Das BMLVS dokumentierte im Alarm– und Einsatzfall sämtliche Vor-
kommnisse im Einsatzraum in einem Kommandotagebuch. Diese Auf-
zeichnungen sollten die objektive und vollständige Grundlage für 
spätere militärische, staatspolitische, völkerrechtliche und militärhis-
torische Auswertungen bilden. Die formale und inhaltliche Führung 
von Kommandotagebüchern und Einsatzjournalen unterlag eigenen 
Richtlinien des BMLVS aus dem Jahr 1986. Diese waren hinsichtlich 
inhaltlicher Kriterien und Begrifflichkeiten bereits veraltet.

Der RH stellte fest, dass das im Einsatzraum geführte Kommando-
tagebuch zum Tschad–Einsatz unvollständig war. Die Eintragungen 
erfolgten nicht — wie gefordert — täglich; so lagen in den Monaten 
Mai und September 2009 nur an jeweils fünf Tagen Eintragungen vor. 
Die formale Gestaltung und inhaltliche Auswertung entsprach nicht 
den Vorgaben und Zweckbestimmungen der Richtlinien. Zudem wie-
sen die nationalen Einsatzbefehle für den Tschad–Einsatz keine kon-
kreten Vorgaben für die Einsatzdokumentation auf. 

Verlängerung von 
Personalentsen-
dungen

Dokumentation

Evaluierung des Tschad–Einsatzes
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 32.2  Der RH empfahl, die Richtlinien zur Führung von Kommandotagebü-
chern und Einsatzjournalen aus dem Jahr 1986 zu aktualisieren. Wei-
ters regte er an, das konkrete Erfordernis für die Einsatzdokumentation 
in den nationalen Einsatzbefehlen festzulegen und die ordnungsge-
mäße Aktenführung und Evidenthaltung von Geschäftsstücken sicher-
zustellen.

 32.3 Laut Stellungnahme des BMLVS werde es die nicht mehr zeitgemäßen 
Richtlinien zur Führung von Kommandotagebüchern und Einsatzjour-
nalen im Österreichischen Bundesheer aktualisieren.

 33.1 Die Evaluierung des Tschad–Einsatzes erfolgte im BMLVS auf mehre-
ren Ebenen im Rahmen von Debriefings (Einsatznachbesprechungen), 
Erfahrungsberichten, Teamüberprüfungen sowie der Ausübung der 
Dienst– und Fachaufsicht im Rahmen von Dienstreisen. Während der 
Gebarungsüberprüfung (Jänner 2011) war der Evaluierungsprozess 
noch nicht abgeschlossen. So lag etwa für den Missionsabschlussbe-
richt des operativ zuständigen Streitkräfteführungskommandos erst 
ein Entwurf vom Juni 2010 vor. 

Einheitliche inhaltliche und formale Richtlinien für eine systematische 
Auswertung von Auslandseinsätzen fehlten. Erst im März 2009, also 
gegen Ende der EUFOR–Operation, erließ das BMLVS standardisierte 
Vorgaben für die Beurteilung der bisherigen Erfahrungen aus dem 
Tschad–Einsatz durch die beteiligten Dienststellen. Im BMLVS lag ein 
Konzeptentwurf für die „Einsatzauswertung im Österreichischen Bun-
desheer“ mit Letztstand vom Jänner 2011 vor, in dem die Zuständig-
keiten und Verantwortlichkeiten für die Durchführung der Einsatz-
auswertung im Detail festgelegt waren. Das Konzept war noch nicht 
in Kraft.  

Das BMLVS hatte in seinem Intranet ein Informationsportal für die 
strukturierte Erfassung und Darstellung von Erkenntnissen aus Einsät-
zen und Übungen vorgesehen. Das Informationsportal, das sich noch 
in Entwicklung befand, sah auch projektbezogene Auswertungen für 
Auslandseinsätze vor. Heeresinterne Auswertungen zum Tschad–Ein-
satz waren noch nicht erfasst. 

 33.2 Der RH empfahl, ein Konzept zur standardisierten und strukturierten 
Evaluierung von Auslandseinsätzen in Kraft zu setzen. Für eine zielge-
richtete Einsatzauswertung wäre der konkrete Informationsbedarf bei 
künftigen Auslandseinsätzen frühzeitig festzulegen. Darüber hinaus 
wären Fristen für Einsatzevaluierungen zu setzen und die Evaluie-
rungen im Intranet des BMLVS zu dokumentieren, um sicherzustel-

Evaluierung
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len, dass Erfahrungen aus Auslandseinsätzen zeitnah und strukturiert 
in die Planungen einfließen.

 33.3 Laut Stellungnahme des BMLVS sei das Konzept „Lessons Learned und 
Einsatzerfahrungen“ in Bearbeitung, das die Grundlage für den Auf-
bau und die Entwicklung einer „Lessons Learned–Fähigkeit“ im Öster-
reichischen Bundesheer bilde und interoperabel mit den in der NATO 
und der EU angewandten Prozessen sei. 

 34.1 Nach der Beendigung von Auslandsentsendungen führte das BMLVS 
eine Einsatznachbereitung mit den aus dem Einsatz zurückgekehrten 
Soldaten durch. Dabei führten Heerespsychologen Einzelgespräche mit 
den Soldaten; darüber hinaus wurden anonymisierte Fragebögen zum 
Tschad–Einsatz ausgewertet. Eine systematische Weiterverwendung 
der daraus gewonnenen Erkenntnisse erfolgte jedoch nicht.

 34.2 Der RH empfahl, Erkenntnisse aus der Einsatznachbereitung des ent-
sendeten Personals in die Evaluierung von Auslandseinsätzen mitein-
zubeziehen.

 34.3 Laut Stellungnahme des BMLVS würden die Beobachtungen und Ein-
satzerkenntnisse seit dem Kalenderjahr 2010 einer systematischen Aus-
wertung unterzogen.

Einsatznachbereitung 
des entsendeten 
Personals
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 35 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen an das BMLVS 
hervor:

(1) In den Beschlüssen für die Beteiligung an Auslandseinsätzen 
wäre die Bedingung zur Sicherstellung wesentlicher Rahmenbedin-
gungen wie die medizinische Versorgung der Soldaten auf interna-
tionaler Ebene vorzusehen. (TZ 4)

(2) Für die Beurteilung der Verlängerung von Auslandseinsätzen 
wären Evaluierungen durchzuführen. (TZ 5)

(3) Ein gesamtstaatliches Auslandseinsatzkonzept wäre zu erstellen 
und ressortübergreifend abzustimmen; zudem wäre vor jeder mili-
tärischen Ersteinsatzbeteiligung ein gesamtstaatliches Interesse aus-
zuformulieren. (TZ 6)

(4) Bei der Beschlussfassung für Auslandseinsätze, insbesondere bei 
jenen mit höherem Gefährdungspotenzial, wären nationale Even-
tualfallplanungen vorzusehen. (TZ 7)

(5) Die materiellen Rahmenbedingungen für Auslandseinsätze wären 
gemäß den militärstrategischen Prioritäten des BMLVS zu optimie-
ren. (TZ 8)

(6) Aus Kostengründen wäre die Kontingentsstruktur für künftige 
Auslandseinsätze insbesondere in Hinblick auf den Anteil der Unter-
stützungskräfte im internationalen Vergleich laufend zu evaluieren 
und zu optimieren. (TZ 10)

(7) Bei der Planung von Auslandseinsätzen wären bereits frühzei-
tig Grobschätzungen der Personal– und Sachaufwendungen ein-
schließlich der Beschaffungen durchzuführen und diese in die Ent-
scheidungsfindung miteinzubeziehen. (TZ 13)

(8) In die Ministerratsvorträge wären auch Aufwendungen für ein-
satzrelevante Beschaffungen sowie eine Darstellung der vorgese-
henen Ausgaben für die gesamte zu beschließende Einsatzdauer 
aufzunehmen. (TZ 14)

(9) Eine Vollkostenrechnung für Auslandseinsätze wäre einzufüh-
ren, um sie als Steuerungselement für ein begleitendes Controlling 
zu nutzen. Die vollständige und einheitliche Erfassung der Aufwen-
dungen für Auslandseinsätze wäre sicherzustellen. (TZ 15)

Schlussbemerkungen/Schlussempfehlungen
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Schlussbemerkungen/ 
Schlussempfehlungen

(10) Beschaffungen wären gezielter bzw. umfassend zu planen, um 
allenfalls verlorene Aufwendungen zu vermeiden. Die Preisange-
messenheit wäre nachzuweisen und auf eine ausreichende Doku-
mentation und Nachvollziehbarkeit des Bedarfs zu achten. Bei der 
Lieferantenauswahl und Vertragsgestaltung für die Beschaffung von 
dringend benötigten, einsatzwichtigen Geräten wäre vermehrt auf 
die Termintreue zu achten. (TZ 16, 17, 19, 20)

(11) Bei Umbauten von Heeresfahrzeugen wären heereseigene Res-
sourcen vermehrt zu nutzen. (TZ 18)

(12) Bei Auslandseinsätzen wären alternative Transportvarianten 
einschließlich internationaler Kooperationsmöglichkeiten auszupla-
nen bzw. vermehrt einzugehen, um die Transportkosten für Güter– 
und Personentransporte zu reduzieren. (TZ 21)

(13) Der Verbleib der Fehlbestände an Munition, die Ursachen für 
den lückenhaft dokumentierten Munitionsverbrauch und die man-
gelhafte Lagerung der Munition wären abzuklären; allfälliges Fehl-
verhalten wäre zu ahnden und die ordnungsgemäße Verwendung 
von Munition wäre künftig sicherzustellen. (TZ 22)

(14) Die organisatorische Abwicklung der Rückholung von Pati-
enten aus dem Ausland wäre aus Kosten– und Sicherheitsgrün-
den möglichst mit vorhandenen Ressourcen des BMLVS durchzu-
führen. (TZ 23)

(15) Bei Auslandseinsätzen wären kostengünstige und bedarfsge-
rechte Provider–Verträge für Internetverbindungen mit klaren Nut-
zungsregelungen zeitgerecht abzuschließen. (TZ 24)

(16) In Hinblick auf die hohen Ausgaben wären Truppenbesuche im 
Einsatzraum restriktiver zu handhaben. (TZ 25)

(17) In der Bundesverfassung wäre Vorsorge zu treffen, um künf-
tig eintretende Berufssoldaten zu Auslandseinsätzen zu verpflich-
ten. (TZ 27)

(18) Die medizinische und militärmedizinische Aus– und Weiter-
bildung der Militärärzte wäre praktisch orientiert im Rahmen von 
Ko operationen mit zivilen Einrichtungen durchzuführen. Dabei 
wären insbesondere die Kriterien und der Umfang der Maßnahmen 
zum Erhalt der medizinischen Qualifikation („training on the job“) 
festzulegen. (TZ 27)
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Schlussbemerkungen/ 
Schlussempfehlungen

(19) Für ein effizientes Personalmanagement und –controlling wären 
Auswertungen und Analysen von Auslandseinsätzen zentral durch-
zuführen. (TZ 28)

(20) Bei Auslandseinsätzen wäre die Bezahlung von Auslandszula-
gen während der Einsatzvorbereitung im Inland auf die vorgesehene 
Dauer der Einsatzvorbereitung zu beschränken bzw. die Einsatzvor-
bereitung möglichst in der vorgegebenen Dauer durchzuführen, um 
vermeidbare Mehraufwendungen für Auslandszulagen hintanzu-
halten. Weiters wäre die Einsatzvorbereitung bei nicht entsendeten 
Personen möglichst gering zu halten und die mehrfache Teilnahme 
an der Einsatzvorbereitung zu unterbinden. (TZ 29)

(21) Auf eine interministeriell abgestimmte gesetzliche Grundlage 
für die Anwendung von Zwangsbefugnissen durch österreichische 
Organe bei Auslandseinsätzen wäre hinzuwirken. (TZ 30)

(22) Die Richtlinien zur Führung von Kommandotagebüchern und 
Einsatzjournalen aus dem Jahr 1986 wären zu aktualisieren. Das 
konkrete Erfordernis für die Einsatzdokumentation wäre in den 
nationalen Einsatzbefehlen festzulegen. (TZ 32)

(23) Die ordnungsgemäße Aktenführung und Evidenthaltung von 
Geschäftsstücken wäre sicherzustellen. (TZ 32)

(24) Ein Konzept zur standardisierten und strukturierten Evaluie-
rung von Auslandseinsätzen wäre zu verfügen. Der konkrete Infor-
mationsbedarf wäre bei künftigen Auslandseinsätzen bereits früh-
zeitig festzulegen. Darüber hinaus wären Einsatzevaluierungen zu 
terminieren und im Intranet des BMLVS zu dokumentieren, um 
sicherzustellen, dass Erfahrungen aus Auslandseinsätzen zeitnah 
und strukturiert in die Planungen einfließen. (TZ 33)

(25) Erkenntnisse aus der Einsatznachbereitung des entsendeten 
Personals wären in die Evaluierung von Auslandseinsätzen mitein-
zubeziehen. (TZ 34)
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